
jederzeit deutschen nd ausländıschen Besuchern gezeigt Mai 19735 laufen lassen. Man einıgte sıch vielmehr auf
werden A können. Jüdische Ärzte durften nıcht beschäaftigt eınen Vorschlag, WwI1ie ıh; ahnlıch der ruhere Bundeskanzler
werden. (DUorl übernahm die Röntgenstation, besorgte sıch Dr Konrad Adenauer prasentiert hatte wırd Jetzt unter-
Bücher un: organısıerte Pflegekursce für Häftlinge. Die AUS- stellt, dais Cdie deutsche Justiz bıs ZU' 31. Dezember 1949,
yebildeten Krankenpfleger, auch Polen darunter, wurden der Nachkriegswirren und der allı1ıerten Beschränkun-
nach Auschwitz geschickt. Unter Ludwig (Woörls Dachauer Pa- SCH nıcht tunktion.eren konnte, deshalb laufe nach dem
tienten Wr auch urt Schumacher, der schwer herzkrank YVYVOnNn Gresetz die Vertjährungsf{rist erst Jahre später Aus Viele
der Arbeit 1ın eınem Steinbruch zuruückkam und miıt AUS der Jurıisten, die ebenso wI1e der Vertasser dieser Zeilen der An-
SS-Apotheke gestohlenen Medikamenten behandelt werden sıcht sind, da Völkermord nach den allgemeın anerkannten
konnte. Grundsätzen des Völkerrechts nıemals ver] ährt, sınd als rak-
1942, als in Auschwitz eEiNneE Fleckfieber-Epidemie (refangene tiker der Meinung, dafß die Verlängerung Vo  5 Knapp tünft
un Bewacher bedrohte, holte INd  w 17 Krankenpileger, dar- Jahren wenıgstens dazu (ührt, da: jetzt VOo den Justiz-
unter Ludwig W orl, nach Auschwitz. Als Lagerältester 1 behörden unter Eunsatz V  — stärkerem Personal eschneller gC-
rankenbau half seinen Leidensgefährten. arbeitet wird Uun! die Verfahren nıcht wıe etwa be] eıner
„Mut? Ich Wr Sportler SCWESCH, bin als Bayer ohnehin längeren Frıist aut die Jange ank geschoben werden kön-
robust und habe eintach versucht, jede Sıtuation auszunutzen, 11611 I rotzdem erscheıint der geschlossene Kompromiß V O

Mıt Befehlsnotstand darf 1800078 MI1r nıcht kommen. ich selbst Rechtsstandpunkt ebenso W1E Vo polıtischen wenıg befriedi-
bın der Bewels, dafß CS anders auch eing. Und ıch wWar nıcht gend. Die Verjährungsdebatte VOo Miärz, ber dıe
der eInNZIgE, der gehandelt hat.“ 1964, als Zeuge 1 eingehend berichtet wurde, WT eiNne hervorragende perfor-
Auschwitz-Prozeß, ZOS Wörl die Floskel VOo Befehls- des Bundestages und hat das Ansehen der Bundes-
notstand Felde Er rntete dafür dANONYME Briefe mıt Be- republik ın der Welt gestärkt. Die Debatte VO:; März 1965
schimpfungen un Drohungen. miıt dem Kompromiß stand, wıe auch dıe deutsche Presse
In Auschwitz haben Wörl un andere (Grefangene Selektions- hervorhebt, keineswegs aut dem gleichen Niveau. Ihr Ergeb-
lısten gefälscht, Haftlinge versteckt un jJüdische Ärzte be- N1s enthalt vıel polıtıschen Sprengstoff, WI1ıe Gerichtsverfahren
schäftigt, dıe der Vergasung entgingen Dreı Monate AÄArrest der nächsten Jahre hbeweisen werden“

die Folige Für Wörl, un 11U1 der Umstand, dafß se1in
ÄAyus der auf hohem 10CAU stehenden Bundestagsdebatte ONnJTodesurteil VO Berlin bestätigt werden mußte, weil Ja

als „Reichsdeutscher“ gralt, und dafß dıe Akten V OIl einem jJüdi- 1965 bringen LF AUSZUGESWCLSE dıe Reden der Abgeord-
schen Rechtsanwalt 0691 Lager heimlich verbrannt wurden, HELENR enda AGDUTGSU)S, Dr Dehler Dr AÄArndt
eiteie iıhm das Lehben Der Anwalt wurde VOor Wörls Augen
erschossen. 1945, nachdem noch Lagerältester geworden
Wa  - Häftlingen bei der Flucht geholien UuN: selbst Hiehen

Aus der Rede enda:versucht hatte., erlebte W örl das Kriegsende 1m Salzkammer-
gut 1 Lager Ebensee. 18 000 Häftlinge sollten in Stollen
getrieben un dort VOLr Ankunft der Amerıkaner „gesprengt“ Herr Präsident! Meine cehr geehrten Damen un Herren!

Von verschiedenen, sehr achtbaren Syeıten sınd WI1T 1NS-werden. urch Zufall wurde die Absicht der hekannt, S1E
konnte V den Gefangenen verhindert werden. ehn Mınu- gesamt aufgefordert worden. ber diese rage hne Emation
ten nach der Flucht der Bewacher kamen die Amerikaner. diskutieren. schließe mich dem bın der Mei-
Heute, ZWanzıg Jahre danach, lebt Ludwig Wörl ın beschei- nun$, da eine Korm der Emotion dieser Frage, sofern S16
denen Verhältnissen ın München-Großhadern. hne Famıiılie, uns das klare Nachdenken ber das, Wads notwendiıg ıst. VCcCI-

se1nNne Frau War schon 1940 Vo  - ıhm geschieden worden („das nebeln sollte, schädlich Da  ware sehe miıch allerdıngs nıcht
ıin der age 1n dieser Sache hne Leidenschalfit diskutie-Scheidungsurteil überreichte mMır die W eihnachts-

abend”)}. hne Beruf ZUT Zeit, enn seine Gesundheit hatte ICcCH meıne, dafls das eben angeführte Wort Leidenschaft
ıhm die Rückkehr ZU. eriernten Handwerk nıcht mehr — 1in seinem eigentlichen Wortsinn gebraucht werden mu WIr
laubt: ıst Prozent erwerbsunfähig Herz, Kreislauf. leiden! Wır leiden unter dieser Hrage und mıt uLs leidet
ber uch hne Hafß, Ähne Kesignation. Er freut sıch aut die das N deutsche olk. Wır mussen versuchen, unter Fın-
Reise nach Israel un 1}1 dort VO! „anderen Deutschland 6aiz dıieser Leidenschaft der richtigen Lösung kom-

inenreden”, VO  - den Menschen, qAdie geholien haben
Der ursprüngliche Entwurt e1nes Achten Strafrechtsänderungs-
gyesetzes hatte vorgesehen, 1n 67 des Strafgesetzbuches die
Verjährungsfrist für dıe Strafverfolgung mık [ebenslangem15/6 oOmpromiß in der VerjJährungsfrage Zuchthaus bedrohter Verbrechen von bisher auf 3(} Jahre

Neuer Stichtarg Januar 1970 verlängern. Nach unserenml jetzıgen Vorschlag sofl der D7
dahin geändert werden, dafs {ür dıe Strafverfolgung der mıiıtDas (rxeset7 ber die Verlängerung estrafrechtlicher VerJjäh- lebenslangem Zuchthaus bedrohten Verbrechen eıne Verjäh-rungsirısten für NS-Verbrechen ıst 1965 verkündet runs überhaupt nıcht mehr eintrıitt Der ursprunglıche An-

worden und In ratit etireten. Artikel des (rse- rag War bereits ım Herbst des vorıgen Jahres angekündigtSEe£izZEs bestimmt. dafs beı der Berechnung der Verjährungs- worden, SCNAUCT gesagt, 1mM November 1964 Dieser An-
rısten für Verbrechen, die mıt lebensilangem Zuchthaus be- rag hat, wıe ıch menne, mitgeholfen, ıne Diskussion wiederdroht sınd, dıe eıt VO 4 Maiı 1945 bhıs 31 Dezember 049 eröffnen, qAre zunäachst einmal beinahe schon abgeschlossennıcht mıtgezählt wird In dieser eıt hat qAie Verjährung 5C-
ruht Das gilt jedoch nıcht tur Taten, dıe eım Inkrafttreten
d1leses (resetzes bereiıts verjährt sind. Mıt dem (sesetz 1 Zaulr Diskussion ber dlL’ Frage der Verjährungsfrist für S-Verbrechen se]sıncd A1€ rechtlichen Grundlagen ur d:e Verfolgung natıonal- seChann Verjaiährung? Per:  nliıchkeiten des OÖftentlichen Lebens
sozialıstischer Verbrechen Hıs 7U Dezember O69 geschaf - Neın. Laine Dokumenztation, herausgegeben VOT Sımoan Wiesenchal. 1° 0TO-
len worden. hne das (seseitz waren dıese Verbrechen Aı paısche Verlagsanstalt. Frankturt 1965 157 Seiten.

Aus üdische Rundschau accabı 24/14) Basel, 1965, dglMai 1 965 verjäahrt Dr. Robert Kempner schreibt
unter der obigen Überschrift azu „Im Bundestag wWar Autftbau (AXA1U/14), New York, 1965
keine Mehrheit dafür vorhanden, die Verjährungsfrist für Vorbereitend aut die Auseinandersetzung ZUur Verjährung Vgl auch Ernst

Benda, Verjährung und Rechtsstaat. Verfassungsprobleme der Verlänge-Morde Sanz allgemeın auf Jahre, praktısch his ZU!
Tung strafrechrtlicher Verjährungsfristen. Colloquium Verlag Berlin 1965

Seicen.
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um jederzeit deutschen und ausländischen Besuchern gezeigt 
werden zu können. Jüdische Ärzte durften nicht beschäftigt 
werden. Wörl übernahm die Röntgenstation, besorgte sich 
Bücher und organisierte Pflegekurse für Häftlinge. Die aus-
gebildeten Krankenpfleger, auch Polen darunter, wurden u. a. 
nach Auschwitz geschickt. Unter Ludwig Wörls Dachauer Pa-
tienten war auch Kurt Schumacher, der schwer herzkrank von 
der Arbeit in einem Steinbruch zurückkam und mit aus der 
SS-Apotheke gestohlenen Medikamenten behandelt werden 
konnte. 
1942, als in Auschwitz eine Fleckfieber-Epidemie Gefangene 
und Bewacher bedrohte, holte man 17 Krankenpfleger, dar-
unter Ludwig Wörl, nach Auschwitz. Als Lagerältester im 
Krankenbau half er seinen Leidensgefährten. 
,Mut? Ich war Sportler gewesen, bin als Bayer ohnehin 
robust und habe einfach versucht, jede Situation auszunützen, 
Mit Befehlsnotstand darf man mir nicht kommen, ich selbst 
bin der Beweis, daß es anders auch ging. Und ich war nicht 
der einzige, der so gehandelt hat." 1964, als Zeuge im 
Auschwitz-Prozeß, zog Wörl gegen die Floskel vom Befehls-
notstand zu Felde. Er erntete dafür anonyme Briefe mit Be-
schimpfungen und Drohungen. 
In Auschwitz haben Wörl und andere Gefangene Selektions-
listen gefälscht, Häftlinge versteckt und jüdische Ärzte be-
schäftigt, die so der Vergasung entgingen. Drei Monate Arrest 
waren die Folge für Wörl, und nur der Umstand, daß sein 
Todesurteil von Berlin bestätigt werden mußte, weil er ja 
als „Reichsdeutscher" galt, und daß die Akten von einem jüdi-
schen Rechtsanwalt im Lager heimlich verbrannt wurden, 
rettete ihm das Leben. Der Anwalt wurde vor Wörls Augen 
erschossen. 1945, nachdem er noch Lagerältester geworden 
war. Häftlingen bei der Flucht geholfen und selbst zu fliehen 
versucht hatte, erlebte Wörl das Kriegsende im Salzkammer-
gut, im Lager Ebensee. 18 000 Häftlinge sollten in Stollen 
getrieben und dort vor Ankunft der Amerikaner „gesprengt" 
werden. Durch Zufall wurde die Absicht der SS bekannt, sie 
konnte von den Gefangenen verhindert werden. Zehn Minu-
ten nach der Flucht der Bewacher kamen die Amerikaner. 
Heute, zwanzig Jahre danach, lebt Ludwig Wörl in beschei-
denen Verhältnissen in München-Großhadern. Ohne Familie, 
seine Frau war schon 1940 von ihm geschieden worden („das 
Scheidungsurteil überreichte mir die SS am Weihnachts-
abend"). Ohne Beruf zur Zeit, denn seine Gesundheit hatte 
ihm die Rückkehr zum erlernten Handwerk nicht mehr er-
laubt; er ist zu 70 Prozent erwerbsunfähig - Herz, Kreislauf. 
Aber auch ohne Haß, ohne Resignation. Er freut sich auf die 
Reise nach Israel und will dort ... vom „anderen Deutschland 
reden", von den Menschen, die geholfen haben... 

15/6 Kompromiß in der Verjährungsfrage 
Neuer Stichtag 1. Januar 1970 

Das Gesetz über die Verlängerung strafrechtlicher Verjäh-
rungsfristen für NS-Verbrechen ist am 21. 4. 1965 verkündet 
worden und am 22. 4. in Kraft getreten. Artikel 1 des Ge-
setzes bestimmt, daß bei der Berechnung der Verjährungs-
fristen für Verbrechen, die mit lebenslangem Zuchthaus be-
droht sind, die Zeit vom B. Mai 1945 bis 31. Dezember 1949 
nicht mitgezählt wird. In dieser Zeit hat die Verjährung ge-
ruht. Das gilt jedoch nicht für Taten, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits verjährt sind. Mit dem neuen Gesetz 
sind die rechtlichen Grundlagen für die Verfolgung national-
sozialistischer Verbrechen bis zum 31. Dezember 1969 geschaf-
fen worden. Ohne das Gesetz wären diese Verbrechen am 
B. Mai 1965 verjährt 1 . Dr. Robert M. W. Kempner schreibt 
unter der obigen Überschrift u. a. dazu: „Im Bundestag war 
keine Mehrheit dafür vorhanden, die Verjährungsfrist für 
Morde ganz allgemein auf 30 Jahre, d. h. praktisch bis zum 

1 Aus: Badische Zeitung. Nr. 92. Freiburg i. Br., 22. 4. 1965.  

B. Mai 1975 laufen zu lassen. Man einigte sich vielmehr auf 
einen Vorschlag, wie ihn ähnlich der frühere Bundeskanzler 
Dr. Konrad Adenauer präsentiert hatte: es wird jetzt unter-
stellt, daß die deutsche Justiz bis zum 31. Dezember 1949, 
wegen der Nachkriegswirren und der alliierten Beschränkun-
gen nicht funktionieren konnte, deshalb laufe nach dem neuen 
Gesetz die Verjährungsfrist erst 20 Jahre später aus ... Viele 
Juristen, die ebenso wie der Verfasser dieser Zeilen der An-
sicht sind, daß Völkermord nach den allgemein anerkannten 
Grundsätzen des Völkerrechts niemals verjährt, sind als Prak-
tiker der Meinung, daß die Verlängerung von knapp fünf 
Jahren wenigstens dazu führt, daß jetzt von den Justiz-
behörden unter Einsatz von stärkerem Personal schneller ge-
arbeitet wird und die Verfahren nicht - wie etwa bei einer 
längeren Frist - auf die lange Bank geschoben werden kön-
nen. Trotzdem erscheint der geschlossene Kompromiß vom 
Rechtsstandpunkt ebenso wie vom politischen wenig befriedi-
gend ... 1 . Die Verjährungsdebatte vom 10. März, über die 
eingehend berichtet wurde, war eine hervorragende perfor-
mance des Bundestages und hat das Ansehen der Bundes-
republik in der Welt gestärkt. Die Debatte vom 25. März 1965 
mit dem Kompromiß stand, wie auch die deutsche Presse 
hervorhebt, keineswegs auf dem gleichen Niveau. Ihr Ergeb-
nis enthält viel politischen Sprengstoff, wie Gerichtsverfahren 
der nächsten Jahre beweisen werden" 2 . 

Aus der auf hohem Niveau stehenden Bundestagsdebatte vom 
10. 3. 1965 bringen wir auszugsweise die Reden der Abgeord-
neten Benda (CDU/CSU) 3, Dr. Dehler (FDP), Dr. Arndt 
(SPD) 4 : 

a Aus der Rede von Dr. Benda: 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

... Von verschiedenen, sehr achtbaren Seiten sind wir ins-
gesamt aufgefordert worden, über diese Frage ohne Emotion 
zu diskutieren. Ich schließe mich dem an. Ich bin der Mei-
nung, daß eine Form der Emotion dieser Frage, sofern sie 
uns das klare Nachdenken über das, was notwendig ist, ver-
nebeln sollte, schädlich wäre. Ich sehe mich allerdings nicht 
in der Lage ... in dieser Sache ohne Leidenschaft zu diskutie-
ren. Ich meine, daß das eben angeführte Wort Leidenschaft 
in seinem eigentlichen Wortsinn gebraucht werden muß: wir 
leiden! Wir leiden unter dieser Frage ... und mit uns leidet 
das ganze deutsche Volk. Wir müssen versuchen, unter Ein-
satz dieser Leidenschaft zu der richtigen Lösung zu kom-
men... 
Der ursprüngliche Entwurf eines Achten Strafrechtsänderungs-
gesetzes hatte vorgesehen, in § 67 des Strafgesetzbuches die 
Verjährungsfrist für die Strafverfolgung mit lebenslangem 
Zuchthaus bedrohter Verbrechen von bisher 20 auf 30 Jahre 
zu verlängern. Nach unserem jetzigen Vorschlag soll der § 67 
dahin geändert werden, daß für die Strafverfolgung der mit 
lebenslangem Zuchthaus bedrohten Verbrechen eine Verjäh-
rung überhaupt nicht mehr eintritt ... Der ursprüngliche An-
trag war bereits im Herbst des vorigen Jahres angekündigt 
worden, genauer gesagt, im November 1964 ... Dieser An-
trag hat, wie ich meine, mitgeholfen, eine Diskussion wieder 
zu eröffnen, die zunächst einmal beinahe schon abgeschlossen 

1 Zur Diskussion iiber die Frage der Verjährungsfrist für NS-Verbrechen sei 
genannt: Verjährung? 200 Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sagen 

Nein. Eine Dokumentation, herausgegeben von Simon Wiesenthal. Euro-

päische Verlagsanstalt. Frankfurt a. M. 1965. 157 Seiten. 

2  Aus: Jüdische Rundschau Maccabi (24/14). Basel, 2. 4. 1965, dgl. aus: 

Aufbau (XXXI/14). New York, 2. 4. 1965. 

3  Vorbereitend auf die Auseinandersetzung zur Verjährung vgl. auch: Ernst 

Benda, Verjährung und Rechtsstaat. Verfassungsprobleme der Verlänge-

rung strafrechtlicher Verjährungsfristen. Colloquium Verlag. Berlin 1965. 

30 Seiten. 

4  Deutscher Bundestag. Sonderdruck aus dem Stenographischen Sitzungs-

bericht über die 170. Sitzung am 10. März 1965. S. 8519 ff. 
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schien. Es gab Cc1InNe Entscheidung des Bundeskabinetis. die Sie BUarl Aufhebung der Verjährung notwendig ist, fÜur jeden
kennen zwingend SEeIN, der siıch nıcht damıit ahbfinden wıll, dafß
Mır scheint uch. dafs sıch in dıiıesem Hause eın Meıinungs- solche schwersten Verbrechen ungesühnt bleiben mMussen. DDas
wandel vollzogen hat In dem Zeitpunkt, 1 dem An- ist ja auch die Meinung der Bundesregierung SCWESCN; enn
LTag vorbereıtet ın eingebracht wurcde, Sa vielleicht S1€e hat miıt UNSCICT Zustimmung unc! ın UNSCICHI Auftrag den
AUS. als b eine Minderheit SEIN wurde., dıe eıne solche Aufruf 7l dıie Weltöffentlichkent geriıchtet, bıisher nıcht be-
Inıtıiatıve ergreiten wurde. inzwıschen scheint MI1ır testzu- kannte Verbrechen den zustaändigen deutschen Behörden miıt-
stehen, daflß 1 dıieser UNSs bewegenden Frage über das dje zuteılen. Wer angesichts des zusehenden Zeıtablaufs Beden-
Entscheidung bereits gefallen ıst un dals eigentlıch MUL: ken der sıch daraus ergebenden Beweisschwierigkeiten
och ur noch ” Sasc ıch: ıst e1Ne schr schwierige Frage! der WESCO der Problematik der gerechten Würdiıgung 5 ()

(M den Jurıistisch un polıtısch einwandtreıiesten un hesten lange zurückhegender J aten hat. muißte sıch eigentlıch auch
Weg geht. dıesen Aufruf wenden, enn dieser versucht doch hne

habe 1N diesen Tagen 1n einer angesehenen Zeıitung den E1INE gesetzliche Änderung der eventuell grundsätzlıche
Satz gelesen, da cdas heilßit 65 ın dem Leiltartikel Änderung, jedentfalls hne eıne Mafinahme dıeses Hauses.,
W 15 freiwillie und rechtzeitig als eın moralıscher Akt hätte demselben LErgebnis f kommen un ann verfolgen. Er
geschehen sollen. Jetzt unter dem Druck der W eltmeinung als mudlite sıch uch SCHCN dıe 1m geltenden Strafrecht seıt dem
ein m1 Opportunismus belasteter politischer Akt geschehe. Jahre S/1 bestehende Möglichkeit wenden, durch e1INeE rıch-
Meıne Damen und Herren. ich S  S & AD Hen halte diese terliche Haltung dıe Verjährung unterbrechen. ıntfer {)m-

standern: mehrlach unterbrechen. un! dadurch eine Straf{-Meinung für SaDZ falsch. Sıe ist uch Vo anderer Stelle HE
aubert worden. verlolgung VOoO Mordtaten hber 20, (} der noch mehr
Die Antragsteller soweılt ıch für mMe1ne Kollegen 38l Jahre ermöglıchen. meiıne ber. Aa der Vorschlag auf
fır miıch selber sprechen darf hahen 1n d1eser Frage unter Verlangerung dem System des geltenden Rechts tolgt, das Ja
eınem Druck gestanden N: stehen heute och unter eınem die Suhne ach Jahren keineswegs ausschlielit, sondern m ıt
ruck keinem ruck des Auslands, sondern dem Druck der der jeden{alls ıIn Mordsachen normalerweıse STEIS VOL-

cigenNEN Überzeugung, meline Damen un: Herren! handenen Unterbrechungsmöglichkeit dje den Zeıtablauf
moöchte das erweıtern. und ıch SUuSC das AUC {ur diejenı- yeknüpften KRechtsfolgen praktisch nı]ıe der doch F ast nıe e1In-

SCH, dı€ vielleicht auf der anderen Seıte dieser Diskussion treten assen 111 Ich komme dem Ergebnis. dafß VeC1 -

stehen. Wer V  - UunNnsSs 1n dieser Frage überhaupt jJemals 1n den fassungsrechtliche Schwierigkeiten eıner Verlängerung der
etzten Tagen rechtlıche. Gerechtigkeits- un: politische Er- Verjährungsi{rIist, un ZWaÜal durch einfaches (resetz. nıcht ent-
wagungen angestellt hat 1n WTr on u15 hatte nıcht” gegenstehen, und ıch verwahre mıch die Unterstellung,
der stecht hel dieser Frage uüunftier einem solchen ruck SEeINET da WIL der irgend jemand das geltende echt politı-
Überzeugung ıch Sasc Se1INESs (reWISSENS da{fß das, Wa schen Z wecken zurechtbıegen wollten. Das ist einfach nıcht

Demonstrationen, Kesolutionen, kıngaben der w 2A5 ımmer wahr Der RHechtsstaat heute mMu: 1ı1ch die Gerechtigkeit
achtbare Dinge, nebenbe] ZSESART auf ULn zukommen anstreben, wohbel natüurlich das wichtige Rechtsgut der

annn weıt zuruüucktritt gegenüber dem Druck dessen. W as In Rechtssicherheit weder VErSCS55CH noch uch UTr vernachlassı-
jedem eınzelnen V uns vorgeht SCH ann. Er mufß, W1€ Dn das Bundesverfassungsgericht Sagl,
Wenn d1e Entscheidung In dıesem Hause gefallen SE1IN wırd, Mese nıcht eıntache Abwagung 1im Eunzeltall vornehmen:
ann wird S1€E nıcht. w1e€e manche meılınen INgerweEIsE mel- mul sıch dabeı entscheıden, die Gerechtigkeit verwirk-
NCN, ıch wiederhole der Dicg eines Druckes Vo  - aulßier- lıchen Damuiıt sınd WIT Ja auch AUS der Jurıistischen Diskussion
halb des Parlaments der SE AUuUSs dem Ausland Se1n. Meine heraus. Was ıst enn das w usS WIr 1n diesem Hause. Was WIT
Damen un Herren, S1E wırd ach meıner Überzeugung In der Politik tun”? s ıst doch egal, o b WIT 1er als Juristen
un das ıst 1n dAieser manchmal bıtteren Debatte eıne tiefe der als Angehöri:ge anderer Berufe In 11NS5CICIMM Privatleben
Genugtuung uch für miıch der Dieg des parlamentarischen stehen: WITr versuchen doch 5 () unvollkaoammen dAas 1M Er-
Priınzıps sE1N, S1€ wiıird der dieg des Prinzips se1n, w1€e der gebn1s Aauch cSe1N INas dıe Gerechtigkeit eil
amerıkanısche Rıchter Holmes gesagt hat, c1e Wahrheit ıın UNSCTET Zeıt ıch nıcht verwirklichen dAnas ıst
finden auf dem „marketplace of truth”, auf dem Marktplatz eın fernes i1dea!l sondern anzustreben, der Gerechtigkeit
der Wahrheıit, 1 [reiıen. iaıren Aystausch V  — Ideen miıt- e{was näaherzukommen. Das ıst zugleıch das Kernanliegen des
einander und, WENN C5 seın muls, gegeneinander in der VAID Rechtsstaats. un darın trıfft sıch dıe Jurıistische Frage mit der
versicht, dafß dAas KRıchtige, das Beste sıch ann durchsetzen polıtischen Frage. Deswegen Ine1ne ich. dalß die Diskussion
könnte. Nıcht immer seiz 65 6 1C] dann durch, ber WIT han- darüber, b N sıch 1er eINe Frage des Rechts der eıne
deln doch A15 der Zuversicht, dafß möglıch ıst In dieser polıtische Frage handelt, eın Z mußiger Streit ıst An
Sache annn C555 sıch un wıird ‚n sıch durchsetzen. Das bereıtet der Gerechtigkeitsindung sind W1T alle beteilıgt. Das ıst doch
mM1r hel manch bıtterer Erfahrung In dieser Sache eiıne tiefe nıcht dre Spezialarbeit der Juristen; das ıst aller Ar-
Genugtuung. heıt Herr Mınıster Bucher hat, wI1ıe andere mıt ıhm, nach-
Das Sasc ıch heute schon, meıne Damen un Herren: Das ist drücklich behauptet, daß e1ne Verlängerung der Verjährungs-
heute un in der zweıten und drıtten Lesung d1e Stundcde des frıst Artikel 105 und rechtsstaatlıche Prinziıpien
Parlaments, das f re3 OI1 allem Außberen ruck, aber zugleich verstieße. Ich wiederhole, dafß ıch Ad1ese Auffassung respek-
in t1efem Bewußtsein der Bürcle seıner ıinneren erantwor- tıere, wiederhole ber auch, dafß sch S1€E {r Irng halte
tung Mjese Entscheidung treffen hat un treffen wırd. W enn der Justizminister SsagT, das G€1 annn melınten die
Der Deutsche Bundestag hat hbe]l vielen Gelegenheiten 1n T eute „ 4S wıird schon (} se1n“ demgegenuber dar{ 190078  -

einer eindeutigen Weise un ım SAUaNzZCNH Haus übereın- sıch annn 88 dAiesem Hause darauf berufen, da * 19104 eiınen
stimmend seinen Abscheu VUu:x den Oerbrechen des N atıional- Appell UF nıcht wenıger als Professoren des Straf{- un:
SOZLaLLSTMUGS 1n se1ınen Wıllen ZUT W ıedergutmachung N: Staatsrechts gibt, AUS dem ıch ann noch mıt (renehmigung
zZzUur Ablehnung Jedes Natıonalsozialıismus der jedes Neo- des Herrn Präsıdenten e1INE Passage vorlesen darf
nazısmus in UNSCTCINH Volke bekundet... Nach dem Bericht „Nach 11115C1CI wissenschaftlichen Überzeugung stehen einer
der Bundesregi:erung ist dıe Möglichkeit nıcht auszuschlielßen, allgemeinen Verlängerung der laufenden VerjJährung {ür d;e
da nach dem S Maı 19655 Cu«C Straftaien bekannt werden. Verfolgung VOoO Mordtaten keine verfassungsrechtlichen Be-
dıe Anlaf 44 wciLeren Ermittlungen geben müßten. Der Be- denkene{Der (resetzgeber annn dıe Frıst verlängern.”
rıcht, den cder Berliner Senat dem Berliner Abgeordnetenhaus Fur diıe Antragsteller steht her allen krwagungen Jur1-
VUT kurzer eıt gegeben hat, kommt Hlr seınen begrenzten, stischer Art Sdanz eıiınlach dıe Erwägung, dafß das Rechtsgefühl
ber für d1e Verlolgung V  - Verhrechen sehr wıichtigen Be- e1INESs Volkes ın unerträglicher Weıse korrumpiert werden
reich dem gleichen der eiınem Ühnlichen Ergebnis. Da- wurde, Wn Morde ungesühnt bleiben mufßten. obwohl S1E
ach scheıint Mır die Folgerung. dali eıne Verlangerung der gesühnt werden könnten. habe 1er unter vielen Briefen,

schien. Es gab eine Entscheidung des Bundeskabinetts, die Sie 
kennen . 
Mir scheint auch, daß sich in diesem Hause ein Meinungs-
wandel vollzogen hat. In dem Zeitpunkt, in dem unser An-
trag vorbereitet und eingebracht wurde, sah es vielleicht so 
aus, als ob es eine Minderheit sein würde, die eine solche 
Initiative ergreifen würde. Inzwischen scheint mir festzu-
stehen, daß in dieser uns bewegenden Frage über das Ob die 
Entscheidung bereits gefallen ist und daß es eigentlich nur 
noch — ..nur noch" sage ich; es ist eine sehr schwierige Frage! 
— um den juristisch und politisch einwandfreiesten und besten 
Weg geht. 
Ich habe in diesen Tagen in einer angesehenen Zeitung den 
Satz gelesen, daß das — so heißt es in dem Leitartikel —, 
was freiwillig und rechtzeitig als ein moralischer Akt hätte 
geschehen sollen, jetzt unter dem Druck der Weltmeinung als 
ein mit Opportunismus belasteter politischer Akt geschehe. 
Meine Damen und Herren, ich sag-e ganz offen: Ich halte diese 
Meinung für ganz falsch. Sie ist auch von anderer Stelle ge-
äußert worden. 
Die Antragsteller — soweit ich für meine 49 Kollegen und 
für mich selber sprechen darf — haben in dieser Frage unter 
einem Druck gestanden und stehen heute noch unter einem 
Druck: keinem Druck des Auslands, sondern dem Druck der 
eigenen Überzeugung, meine Damen und Herren! 
Ich möchte das erweitern, und ich sage das auch für diejeni-
gen, die vielleicht auf der anderen Seite dieser Diskussion 
stehen. Wer von uns in dieser Frage überhaupt jemals in den 
letzten Tagen rechtliche, Gerechtigkeits- und politische Er-
wägungen angestellt hat — und wer von uns hätte nicht? —, 
der steht bei dieser Frage unter einem solchen Druck seiner 
Überzeugung — ich sage: seines Gewissens —, daß das, was 
an Demonstrationen, Resolutionen, Eingaben oder was immer 
— achtbare Dinge, nebenbei gesagt — auf uns zukommen 
kann, weit zurüddritt gegenüber dem Druck dessen, was in 
jedem einzelnen von uns vorgeht ... 
Wenn die Entscheidung in diesem Hause gefallen sein wird, 
dann wird sie nicht, wie manche meinen — irrigerweise mei-
nen, ich wiederhole es —, der Sieg eines Druckes von außer-
halb des Parlaments oder gar aus dem Ausland sein. Meine 
Damen und Herren, sie wird nach meiner Überzeugung — 
und das ist in dieser manchmal bitteren Debatte eine tiefe 
Genugtuung auch für mich — der Sieg des parlamentarischen 
Prinzips sein, sie wird der Sieg des Prinzips sein, wie es der 
amerikanische Richter Holmes gesagt hat, die Wahrheit zu 
finden auf dem ,.marketplace of truth", auf dem Marktplatz 
der Wahrheit, im freien, fairen Austausch von Ideen mit-
einander und, wenn es sein muß, gegeneinander in der Zu-
versicht, daß das Richtige, das Beste sich dann durchsetzen 
könnte. Nicht immer setzt es sich dann durch, aber wir han-
deln doch aus der Zuversicht, daß es möglich ist. In dieser 
Sache kann es sich und wird es sich durchsetzen. Das bereitet 
mir bei manch bitterer Erfahrung in dieser Sache eine tiefe 
Genugtuung. 
Das sage ich heute schon, meine Damen und Herren: Das ist 
heute und in der zweiten und dritten Lesung die Stunde des 
Parlaments, das frei von allem äußeren Druck, aber zugleich 
in tiefem Bewußtsein der Bürde seiner inneren Verantwor-
tung diese Entscheidung zu treffen hat und treffen wird. 
... Der Deutsche Bundestag hat bei vielen Gelegenheiten in 
einer so eindeutigen Weise und im ganzen Haus überein-
stimmend seinen Abscheu vor den Verbrechen des National-
soziali.smus und seinen Willen zur Wiedergutmachung und 
zur Ablehnung jedes Nationalsozialismus oder jedes Neo-
nazismus in unserem Volke bekundet ... Nach dem Bericht 
der Bundesregierung ist die Möglichkeit nicht auszuschließen, 
daß nach dem 8. Mai 1965 neue Straftaten bekannt werden, 
die Anlaß zu weiteren Ermittlungen geben müßten. Der Be-
richt, den der Berliner Senat dem Berliner Abgeordnetenhaus 
vor kurzer Zeit gegeben hat, kommt für seinen begrenzten, 
aber für die Verfolgung von Verbrechen sehr wichtigen Be-
reich zu dem gleichen oder zu einem ähnlichen Ergebnis. Da-
nach scheint mir die Folgerung, daß eine Verlängerung oder 

gar Aufhebung der Verjährung notwendig ist, für jeden 
zwingend zu sein, der sich nicht damit abfinden will, daß 
solche schwersten Verbrechen ungesühnt bleiben müssen. Das 
ist ja auch die Meinung der Bundesregierung gewesen; denn 
sie hat mit unserer Zustimmung und in unserem Auftrag den 
Aufruf an die Weltöffentlidtkeit gerichtet, bisher nicht be-
kannte Verbrechen den zuständig-en deutschen Behörden mit-
zuteilen. Wer angesichts des zusehenden Zeitablaufs Beden-
ken wegen der sich daraus ergebenden Beweisschwierigkeiten 
oder wegen der Problematik der gerechten Würdigung so 
lange zurückliegender Taten hat, müßte sich eigentlich auch 
gegen diesen Aufruf wenden, denn dieser versucht doch, ohne 
eine gesetzliche Änderung oder eventuell sogar grundsätzliche 
Änderung, jedenfalls ohne eine Maßnahme dieses Hauses, zu 
demselben Ergebnis zu kommen und dann zu verfolgen. Er 
mußte sich auch gegen die im geltenden Strafrecht seit dem 
Jahre 1871 bestehende Möglichkeit wenden, durch eine rich-
terliche Haltung die Verjährung zu unterbrechen, unter Um-
ständen mehrfach zu unterbrechen, und dadurch eine Straf-
verfolgung von Mordtaten über 20, 40. 60 oder noch mehr 
Jahre zu ermöglichen. Ich meine aber, daß der Vorschlag auf 
Verlängerung dem System des geltenden Rechts folgt, das ja 
die Sühne nach 20 Jahren keineswegs ausschließt, sondern mit 
der — jedenfalls in Mordsachen — normalerweise stets vor-
handenen Unterbrechungsmöglichkeit die an den Zeitablauf 
geknüpften Rechtsfolgen praktisch nie oder doch fast nie ein-
treten lassen will ... Ich komme zu dem Ergebnis, daß ver-
fassungsrechtliche Schwierigkeiten einer Verlängerung der 
Verjährungsfrist, und zwar durch einfaches Gesetz, nicht ent-
gegenstehen, und ich verwahre mich gegen die Unterstellung, 
daß wir oder irgend jemand das geltende Recht zu politi-
schen Zwecken zurechtbiegen wollten. Das ist einfach nicht 
wahr ... Der Rechtsstaat heute muß auch die Gerechtigkeit 
anstreben, wobei er natürlich das wichtige Rechtsgut der 
Rechtssicherheit weder verg-essen noch auch nur vernachlässi-
gen kann. Er muß, wie es das Bundesverfassungsgericht sagt, 
diese nicht einfache Abwägung im Einzelfall vornehmen; er 
muß sich dabei entscheiden, die Gerechtigkeit zu verwirk-
lichen. Damit sind wir ja auch aus der juristischen Diskussion 
heraus. Was ist denn das, was wir in diesem Hause, was wir 
in der Politik tun? Es ist doch egal, ob wir hier als Juristen 
oder als Angehörige anderer Berufe in unserem Privatleben 
stehen: wir versuchen doch — so unvollkommen das im Er-
gebnis auch sein mag — die Gerechtigkeit zu unserem Teil 
und zu unserer Zeit, ich sage nicht zu verwirklichen — das ist 
ein fernes Ideal —, sondern anzustreben, der Gerechtigkeit 
etwas näherzukommen. Das ist zugleich das Kernanliegen des 
Rechtsstaats, und darin trifft sich die juristische Frage mit der 
politischen Frage. Deswegen meine ich, daß die Diskussion 
darüber, ob es sich hier um eine Frage des Rechts oder eine 
politische Frage handelt, ein ganz müßiger Streit ist ... An 
der Gerechtigkeitsfindung sind wir alle beteiligt. Das ist doch 
nicht die Spezialarbeit der Juristen; das ist unser aller Ar-
beit ... Herr Minister Bucher hat, wie andere mit ihm, nach-
drücklich behauptet, daß eine Verlängerung der Verjährungs-
frist gegen Artikel 103 und gegen rechtsstaatliche Prinzipien 
verstieße. Ich wiederhole, daß ich diese Auffassung respek-
tiere, wiederhole aber auch, daß ich sie für irrig halte ... 
Wenn der Justizminister sagt, das sei so, dann meinten die 
Leute: „Es wird schon so sein" ... demgegenüber darf man 
sich dann in diesem Hause darauf berufen, daß es nun einen 
Appe// von nicht weniger als 76 Professoren des Straf- und 
Staatsrechts gibt, aus dem ich dann noch — mit Genehmigung 
des Herrn Präsidenten — eine Passage vorlesen darf ... 
„Nach unserer wissenschaftlichen Überzeugung stehen einer 
allgemeinen Verlängerung der laufenden Verjährung für die 
Verfolgung von Mordtaten keine verfassungsrechtlichen Be-
denken entgegen. Der Gesetzgeber kann die Frist verlängern." 
... Für die Antragsteller steht über allen Erwägungen juri-
stischer Art ganz einfach die Erwägung, daß das Rechtsgefühl 
eines Volkes in unerträglicher Weise korrumpiert werden 
würde, wenn Morde ungesühnt bleiben müßten, obwohl sie 
gesühnt werden könnten. Ich habe hier unter vielen Briefen, 
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die ıch bekommen habe, den Brief eınes WIE ın den aller- Aus der ede von Dr Chler
meısten Fällen mır SAdNzZ unbekannten Mannes, eines NSo-
zialınspektors AUSs Hamburg, der mıiıt Jugendlichen, dıe SC- Herr Prasıdent! Meıne Damen un: Herren! Jeder VONn uns

aäahrdet sind, straffällig werden. zusammenarbeitet. Er steht ın der Qual SEeINES (rewissens. unfier dem ruck eıner
fürchterlichen Erbschaft dieser verbrecherischen natıonalsozıa-schreibt. dafß ıhn die Jungen, die Dummhbheiten gemacht haben

und NUuU Im Jugendgefängnis sıtzen S1€e streiten ıhre Taten listıschen Leit, die als Schuld 3301 Aals Scham autf uns allen
nıcht ab 1E B' da{fß S1E mıt echt ım Jugendgefängnis lastet, un unter der Verantwortung VOrTr dem Recht. VOT 1156 -

siıfzen. weıl S1€e Dummbeiten berangen haben (ragen, WIEC IC echt Jeder V OTl uUuNsS, der damals Verantwortung SC-
Un m ıt der Gerechtigkeit SCIN könne INn einem Staat. ın dem Lragen hat, hat cdlas Empfinden, dafß wen1g für das echt
(ür Jungenstreiche ]Jemand Ins Gefängnis kommt un Leute, gekämpft hat, daß wenig Mut ZUr Wahrheit gehabt hat,

nıcht stark WarT 1n der Abwehr des Bösen.Are Morde begyangen haben. ungestrait herumspazieren [vgl.
33 Anmerkung wıederhole also, da{fß CS S© o ı ct das Schlimme her uNnsSs gekommen un: hat Menschen,

hat olk ıin Not gebrachtunertraglıch seIn mulßste. WE der Versuch unterlassen wurde,
Menschen, dıe möglicherweise des Mordes schuldıg sSınd, für Was können wır Iun, ım Einklang mıt der Stimmung, miıt
ıhre Jl aten ZUuU Verantwortung zıchen . Es g1bt Stimmen, dem Willen der Welt sein”? Sollen WI1IT mit iıhr hassen,

verfluchen, Schulci un Sühne verewıg2en” Können Wır dadurchuch Von IMIr csechr geachteten Kollegen meıner eıgenen Frak-
ti0n. die cdie Begriffe der (Gnade un der Vergebung 1n dıe Schaden VOoO OFrEeN Volke wenden” Nein, WIT können der
Diskussion einbringen. Dazu sind zunachst eiınmal UTr die Welt LiUT schlıcht un: fest UNserecen Willen ZU Recht dartun.

Hın Mehr gıibt nıcht /Z.um KRecht, uUTNSECETEIMN echt gehörtUOpfer legitimiert, WIT, glaube ıch, nıcht Im übrigen scheıint
mır ıch SaS€ das miıt aller Vorsicht nıcht möglich auch, dafßi Schuld, daß jede Schuld verJjahrt. Der Weg ZUuU

SEIN. uch VOo: Standpunkt eines Christen AUSs hne LErkennen Staat des Unrechts ıst dadurch gebahnt worden, dafß der Wille
der Schuld VOo Gnade reden. zZzu unbedingten Rechtsstaatlichkeit nicht Jebendig
Ich beschränke miıch darauf. in diesem Zusammenhang eın- wWwWar Das echt ıst nıcht 11ur eıINE Form, ıst keine wertft-
fach zıt1eren.. WAaS Prases Scharf he; früherer (relegen- neutrale Ordnung. Es ist nıcht daß der Inhalt des Rechtes

nach dem Wiıllen des (resetzgebers bestimmt werden könne,heıt In eiınem Beitrag gesagzt hat. der m ıt „ Volk VÜüur ott“
überschrieben ıst, Iso nıcht efwa mı$ „JTäter un Justiz”, dafß der jJeweilige Gesetzgeber umschreibe, wWas echt der
sondern mıt Volk VOrT Gott”: das ıst das eigentlıche, das w as Sar gerecht ist Der (resetzgeber ist gebunden dıe

Grundregeln der Verfassung, ıst yebunden durch cıe auftiefste Prohlem. Prases Scharf sagt
Der einzelne Täter un Gehuilfe, auch WEeNil inzwischen Grund der Verfassung geschaffene Kechtsordnung; S1 € ist Mal
langst resozı1alısıert sSeINn scheint, hat eC5 seiner selbst un< Schranke Der rechtsstaatliche Gleichheitsgrundsatz
wiıllien, seliner inneren Heilung willen notıg, dafß se1NE un:!: das Verhbot der Wilfkür schließen jedes Ausnahmegesetz
Verantwortung dem (reschehenen, se1ne Mıtschuld. seine AUS, Jede Kegelung, die sıch eınen bestimmten Per-
388 indiıvyiduelle Sonderschuld erkennt und anerkennt un: sonenkreis wenden 111 der AaUuUs einem bestimmten Anlal
daß dıe (remeinschaft, der gehört, miıt ıhm deswegen heraus dıe Rechtsfolgen für einen bereıts abgeschlossenen ] at-
„verfahrt“. da{fß S1E mi1t ı hm dagegen angeht un: ıhm hıilft. hbestand andern al[ An diesem rundsatz schejtert der Ver-

such. die Verjährungsfrist für den Mord der natıonalsozı.a-ını dieser Schuld „verfahren“ Bleibt dagegen Schuld
Iıstischen Zeıt, [ ür dıe Beihilfe hierzu, Für den Versuch desverheimlicht. (} wirkt S1€ ıim Verborgenen weıter Ver-

heimlichte Schuld verwirkt dıe Vergebung komme Mordes m1 rückwirkender Krafl andern ÜDie staatliche
Stralgewalt ist begrenzt. Auch insowent ıst der Staat nıchteinem etzten. ber für mich noch wichtigen Punkt Es g1ibt

eine zunehmende Neigung, ım Zusammenhang mıt UNSCICHK Herr des Rechts, sondern das etizte echt gebunden,
1 hema uch ach Jerbrechen anderer fragen. Fıs ıst auch WECTNIN peinvoll ist, auch WEn CS uNnserem Gefüh]l

wıderstrebt. Der Staat annn seine Strafgewalt nıcht nachträg-leider wahr, dali persöniich unschuidige Menschen ın Deutsch-
and für Verbrechen haben buülsen mussen. dAı€e S1E nıcht Vel-

lıch auf abgeschlossene 1 athbestände auswe:iıten. Dije JVerzjäh-
übt haben Ich fange SAr nıcht V  — der Aufrechnungs- hat eınen tiefen rechtspolitischen SInn, auch bei den
theaor:ie Meınes EKrachtens hecarf C555 darüber ın diesem Straftaten, dAi1e WITr 1er 1m Auge haben Die VerJahrung VECTL-

Hause keiner Diskussion . Das ist ıch zıtıere den VOCOI - zichtet der Kechtssicherheit un des Rechtsfriedens 2uf
storbenen Bundespräsidenten Heuss das „Verfahren cdier d:e letzte Gerechtigkeit ... Mıit dem Zeitablauf steigen dıe

Beweisschwierigkeiten für dıe belastenden und auch für dıemoralısch Anspruchslosen”, un fügt hiınzu „dıe in
allen Völkern eibt”. Vor allem ber Wer unter Berulung auf entlastenden 1 atsachen. Die Erinnerung der Zeugen wırd
diese Vorgänge den Schluflistrich fordert, der mMu: ja davon unscharf ... in der langen Zeıt, dıie seıt dem Begehen einer

Straltat verstrichen ist jetzt können schon 52 Jahreausgehen, daß dem deutschen Volk, wnnn Mörder bestraft.
damıt 61n hel zugemufe wırd Ich komme ZU Schluß sein ist die Persönlichkeit des Jäters eıne andere OT-
18ı einem anspruchsvollen Wort, das mır eın Kollege gesagt den, SIE hat sıch gewandelt. Es ist (ragen: Was hat eın

Beschuldigter heute noach m ıt der Jlat tun, dA1€ VOT Jahhat der auf der anderen Nyeıte dieser Diskussion steht,
dessen persönlıcher Redhchkeit ıch nıemals gezweiıfelt habe TE  - üunter SANzZ exzeptioneilen Verhältnissen geschehen ıct
der ber in dieser Sache einer vollıg anderen Meınung ist als damals vielleicht eın verhältnismäßig Junger Mann, der Jetzt

al gereıifter Mann Zeworden ist?  Der inweis auf denıch Er hat mır gegenüber gemeınt, INa  ] mMuUusse der hre
der Natıon wiıillen m ıt diesen Prozessen Schlufß machen . Ausnahmecharakter dieser Straftaten, auf das Ungeheuerliche,
ber ıch bestehe darauf un gehört für mich ZU Be- W as damals geschehen ist, aul die großen Vernichtungsaktio-

NCN, die unsaglıches Unglück ber Millionen VO  — Menschengriff der Ehre der Nation N, dalß dieses deutsche
olk doch €e1in olk VONn Mördern ıst un dafi diesem yebracht un schwere Schuld auf olk geladen haben

alle diese Krwägungen treifen den objektiven 1 atbestand.Volke doch erlaubt seın mM ja daß e seiıner selhst wil-
len dessen bedarl. Aaflß mıt diesen Mördern nıcht ıdentih- ber ın Jedem Strafverfahren geht CN Ja dıe Schuld des
ziert wird. sondern V CO  - diesen Mordern beireılit wırd, dalß C  « einzelnen, die Einsicht des Angeklagten, SEINE Schuld-

fahigkeit, seE1INe Erkenntnis der Rechtswidrigkeit seinesbesser gesagt, deutlicher Yesagl, sıch selber VO diesen Moaor-
ern befreien annn g1ıbt dieses Wort dem Mahn- J1uns, se1nNeEe strafrechtliche Verantwortung. Sie werden der
mal 58 Jerusalem für dıe sechs Mıllıonen ermordeter Juden Frage, die u11l Jetzt qualt, DUr gerecht, w CI S1ıe cie Schuld

des einzelnen denken. Ist dıe 1 atsache nıcht bewegend, dafßdas ıin einer eindrucksvallen Form 11 eıner SaNz schlichten che meisten Vo  e denen, die Jetzt schwerster Verbrechen be-Halle den Satz zıtiert steht dort ın Englisch un He-
braıisch schuldigt werden, V OT jJener eit unauffällige Menschen

r  — und dalß S1€ nach Jener eıt wieder als Bürger ordentlich
Das Vergessenwollen verlängert das Exıl, und Aas G(Geheimnis
der Erlösung heifßt Erinnerung. 541
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die ich bekommen habe, den Brief eines — wie in den aller-
meisten Fällen — mir ganz unbekannten Mannes, eines So-
zialinspektors aus Hamburg, der mit Jugendlichen, die ge-
fährdet sind, straffällig zu werden, zusammenarbeitet. Er 
schreibt. daß ihn die Jungen, die Dummheiten gemacht haben 
und nun im Jugendgefängnis sitzen — sie streiten ihre Taten 
nicht ab, sie sagen. daß sie mit Recht im Jugendgefängnis 
sitzen. weil sie Dummheiten begangen haben —, fragen, wie 
es mit der Gerechtigkeit sein könne in einem Staat, in dem 
für Jungenstreiche jemand ins Gefängnis kommt und Leute, 
die Morde begangen haben, ungestraft herumspazieren [vgl. 
FR XV, S. 53 f. Anmerkung 2]. Ich wiederhole also, daß es 
unerträglich sein mußte, wenn der Versuch unterlassen würde, 
Menschen, die möglicherweise des Mordes schuldig sind, für 
ihre Taten zur Verantwortung zu ziehen ... Es gibt Stimmen, 
auch von mir sehr geachteten Kollegen meiner eigenen Frak-
tion. die die Begriffe der Gnade und der Vergebung in die 
Diskussion einbringen. Dazu sind zunächst einmal nur die 
Opfer legitimiert, wir, glaube ich, nicht. Im übrigen scheint 
es mir — ich sage das mit aller Vorsicht — nicht möglich zu 
sein, auch vom Standpunkt eines Christen aus ohne Erkennen 
der Schuld von Gnade zu reden. 
Ich beschränke mich darauf, in diesem Zusammenhang ein-
fach zu zitieren ... was Präses Scharf bei früherer Gelegen-
heit in einem Beitrag gesagt hat, der mit „Volk vor Gott" 
überschrieben ist, also nicht etwa mit „Täter und Justiz", 
sondern mit „Volk vor Gott"; das ist das eigentliche, das 
tiefste Problem. Präses Scharf sagt: 
Der einzelne Täter und Gehilfe, auch wenn er inzwischen 
längst resozialisiert zu sein scheint, hat es um seiner selbst 
willen, um seiner inneren Heilung willen nötig, daß er seine 
Verantwortung an dem Geschehenen, seine Mitschuld, seine 
ganz individuelle Sonderschuld erkennt und anerkennt und 
daß die Gemeinschaft, zu der er gehört, mit ihm deswegen 
..verfährt". daß sie mit ihm dagegen angeht und ihm hilft, 
mit dieser Schuld zu „verfahren" ... Bleibt dagegen Schuld 
verheimlicht, so wirkt sie im Verborgenen weiter ... Ver-
heimlichte Schuld verwirkt die Vergebung ... Ich komme zu 
einem letzten, aber für mich noch wichtigen Punkt. Es gibt 
eine zunehmende Neigung, im Zusammenhang mit unserem 
Thema auch nach Verbrechen anderer zu fragen ... Es ist 
leider wahr, daß persönlich unschuldige Menschen in Deutsch-
land für Verbrechen haben büßen müssen, die sie nicht ver-
übt haben ... Ich fange gar nicht von der Aufrechnungs-
theorie an. Meines Erachtens bedarf es darüber in diesem 
Hause keiner Diskussion ... Das ist — ich zitiere den ver-
storbenen Bundespräsidenten Heuss — das „Verfahren der 
moralisch Anspruchslosen", und er fügt hinzu — „die es in 
allen Völkern gibt". Vor allem aber: Wer unter Berufung auf 
diese Vorgänge den Schlußstrich fordert, der muß ja davon 
ausgehen, daß dem deutschen Volk, wenn es Mörder bestraft, 
damit ein Übel zugemutet wird ... Ich komme zum Schluß 
mit einem anspruchsvollen Wort, das mir ein Kollege gesagt 
hat. der auf der anderen Seite dieser Diskussion steht, an 
dessen persönlicher Redlichkeit ich niemals gezweifelt habe, 
der aber in dieser Sache einer völlig anderen Meinung ist als 
ich. Er hat mir gegenüber gemeint, man müsse um der Ehre 
der Nation willen mit diesen Prozessen Schluß machen ... 
Aber ich bestehe darauf — und es gehört für mich zum Be-
griff der Ehre der Nation —, zu sagen, daß dieses deutsche 
Volk doch kein Volk von Mördern ist und daß es diesem 
Volke doch erlaubt sein muß, ja daß es um seiner selbst wil-
len dessen bedarf, daß es mit diesen Mördern nicht identifi-
ziert wird, sondern von diesen Mördern befreit wird, daß es, 
besser gesagt, deutlicher gesagt, sich selber von diesen Mör-
dern befreien kann ... — es gibt dieses Wort an dem Mahn-
mal in Jerusalem für die sechs Millionen ermordeter Juden, 
das in einer eindrucksvollen Form in einer ganz schlichten 
Halle den Satz zitiert ... er steht dort in Englisch und He-
bräisch —: 

Das Vergessenwollen verlängert das Exil, und das Geheimnis 
der Erlösung heißt Erinnerung. 

b Aus der Rede von Dr. Dehler (FDP) 1 : 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Jeder von uns 
steht in der Qual seines Gewissens, unter dem Druck einer 
fürchterlichen Erbschaft dieser verbrecherischen nationalsozia-
listischen Zeit, die als Schuld und als Scham auf uns allen 
lastet, und unter der Verantwortung vor dem Recht, vor unse-
rem Recht ... Jeder von uns, der damals Verantwortung ge-
tragen hat, hat das Empfinden, daß er zu wenig für das Recht 
gekämpft hat, daß er zu wenig Mut zur Wahrheit gehabt hat, 
nicht stark genug war in der Abwehr des Bösen. 
So ist das Schlimme über uns gekommen und hat Menschen, 
hat unser Volk in Not gebracht ... 
Was können wir tun, um im Einklang mit der Stimmung, mit 
dem Willen der Welt zu sein? Sollen wir mit ihr hassen, 
verfluchen, Schuld und Sühne verewigen? Können wir dadurch 
Schaden von unserem Volke wenden? Nein, wir können der 
Welt nur schlicht und fest unseren Willen zum Recht dartun. 
Ein Mehr gibt es nicht. Zum Recht, zu unserem Recht gehört 
auch, daß Schuld, daß jede Schuld verjährt ... Der Weg zum 
Staat des Unrechts ist dadurch gebahnt worden, daß der Wille 
zur unbedingten Rechtsstaatlichkeit nicht lebendig genug 
war ... Das Recht ist nicht nur eine Form, ist keine wert-
neutrale Ordnung. Es ist nicht so, daß der Inhalt des Rechtes 
nach dem Willen des Gesetzgebers bestimmt werden könne, 
daß der jeweilige Gesetzgeber umschreibe, was Recht oder 
was gar gerecht ist. Der Gesetzgeber ist gebunden an die 
Grundregeln der Verfassung, ist gebunden durch die auf 
Grund der Verfassung geschaffene Rechtsordnung; sie ist Maß 
und Schranke ... Der rechtsstaatliche Gleichheitsgrundsatz 
und das Verbot der Willkür schließen jedes Ausnahmegesetz 
aus, jede Regelung, die sich gegen einen bestimmten Per-
sonenkreis wenden will oder aus einem bestimmten Anlaß 
heraus die Rechtsfolgen für einen bereits abgeschlossenen Tat-
bestand ändern will. An diesem Grundsatz scheitert der Ver-
such, die Verjährungsfrist für den Mord der nationalsozia-
listischen Zeit, für die Beihilfe hierzu, für den Versuch des 
Mordes mit rückwirkender Kraft zu ändern ... Die staatliche 
Strafgewalt ist begrenzt. Auch insoweit ist der Staat nicht 
Herr des Rechts, sondern an das gesetzte Recht gebunden, 
auch wenn es peinvoll ist, auch wenn es unserem Gefühl 
widerstrebt. Der Staat kann seine Strafgewalt nicht nachträg-
lich auf abgeschlossene Tatbestände ausweiten. Die Verjäh-
rung hat einen tiefen rechtspolitischen Sinn, auch bei den 
Straftaten, die wir hier im Auge haben. Die Verjährung ver-
zichtet der Rechtssicherheit und des Rechtsfriedens wegen auf 
die letzte Gerechtigkeit ... Mit dem Zeitablauf steigen die 
Beweisschwierigkeiten für die belastenden und auch für die 
entlastenden Tatsachen. Die Erinnerung der Zeugen wird 
unscharf ... In der langen Zeit, die seit dem Begehen einer 
Straftat verstrichen ist — jetzt können es schon 32 Jahre 
sein —, ist die Persönlichkeit des Täters eine andere gewor-
den, sie hat sich gewandelt. Es ist zu fragen: Was hat ein 
Beschuldigter heute noch mit der Tat zu tun, die vor 25 Jah-
ren unter ganz exzeptionellen Verhältnissen geschehen ist — 
damals vielleicht ein verhältnismäßig junger Mann, der jetzt 
ein gereifter Mann geworden ist? ... Der Hinweis auf den 
Ausnahmecharakter dieser Straftaten, auf das Ungeheuerliche, 
was damals geschehen ist, auf die großen Vernichtungsaktio-
nen, die so unsägliches Unglück über Millionen von Menschen 
gebracht und so schwere Schuld auf unser Volk geladen haben 
— alle diese Erwägungen treffen den objektiven Tatbestand. 
Aber in jedem Strafverfahren geht es ja um die Schuld des 
einzelnen, um die Einsicht des Angeklagten, um seine Schuld-
fähigkeit, um seine Erkenntnis der Rechtswidrigkeit seines 
Tuns, um seine strafrechtliche Verantwortung. Sie werden der 
Frage, die uns jetzt quält, nur gerecht, wenn Sie an die Schuld 
des einzelnen denken. Ist die Tatsache nicht bewegend, daß 
die meisten von denen, die jetzt schwerster Verbrechen be-
schuldigt werden, vor jener Zeit unauffällige Menschen wa-
ren und daß sie nach jener Zeit wieder als Bürger ordentlich 

1 a. a. O. S. 8541 ff . 
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gyelebt haben”? 311 einmal an denen ahbsehen, heı denen den können I1a  - hat heute un: hıer gesagt, bei dieser
schauerlicher Sadismus 1n jener eıit lebendig geworden iıst UNSeCIET Entscheidung offenbare sıch die Gesinnungsgrundlage
Es ıst bıllıg, I1, das selen menschliche Bestien. UNSCTITCS5 Staates, UnNSeCT: Menschen. auch dıeses Hauses. Mus-
mMuUu: empfehlen, dıie Hannah Arendt nachzulesen, dıie den 1  a WIT wirklich beweisen, dafß WIT das Unrecht eıner VCI-
Eichmann-Prozeiß auf das genaueste verfolgt hat, die 3600 brecherischen eıt verurtejlen” Was können WIT beweıisen?
Protokallseiten nachgelesen Uun: u1ns gesagt hat, hıer und da Bloß uUNsSCIEN Wiıllen Z. U Kecht, ZU. Recht, das feststeht. das
habe S1E ıst makaber hell auflachen mussen über dıe alle, das auch uUuNs bındet. meine, as ist vıel.
Dummhbeit, ber diıe Eıinfalt dieses Menschen: Eichmann s€1
eın Hanswurst gewesen‘... Wiıe kompliziert dıe psycholo- Aus der ede >  S Dr. TN! Berlın) L egıschen Verhaältnisse lagen, weiß LUL, wWerI damals erlebt hat
W1€ klein der Schritt wWwWal VO Weg des Rechtes ZUrTFC ahn des Herr Präsıident! Meine Damen 3581 Herren' Ich bıtte SICUnrechtes, wıe rasch einer ın dıie Verstrickung d1eses VCI- den Vorschlag memıner Fraktion. CS als Grundgesetzänderungbrecherischen Staates gekommen ist, W1€E Menschen, die ieben
wollten, die mıiıt den Ihren leben wollten, dann au{f dıe ab- machen, uch als das Angebot sehen, dafß WIT hıer glau-

ben, alle, dıe 1m Deutschen Bundestag Verantwortung tragen,schüssige ahn schwerster Schuld gekommen sınd Be; allzu MuUussen zusammenstehen. Das ist nıcht 131U7 eıINE Sache der
vielen WairCclil UNSCTE sıttlıchen, UNSETE relıg1ösen, UNSCTIE recht- Form., das ist auch eıne Sache der Einigkeit der Natıon.
lLiıchen Vorstellungen zurückgedrangt, verdrängt ... Niemals habe ıch miıch überhaupt autf das Prinzip der

Rechtssıcherheit beruten. Denn hbe1ı dem Prinzip der Rechts-
Die häufigste Urteilsschelte beruht doch auf dem Unvermögen, sıcherheit habe ich eıne vielleicht schr einseitige Meinung.hinter der unermeßlichen Schuld des verbrecherischen Kegimes habe einmal In einem Vortrag Vor der Kıchterschaft ın Braun-
das Maiß der Schuld des einzelnen Täters, der hne jenes nı€ schweig gesagt Wenn in Ihren Beratungen das Wort „Rechts-schuldıg geworden waäre, gerecht bemessen... Jetzt sicherheit“ fallt, dann sefzen S16 die Alarmklingeln des (re-
alleın für die Mordtälle eıne Änderung des Strafgesetzbuches riıchts In (GGang; denn dann sınd SiEe ımmer ıIn Gefahr, etwas
schaffen wollen, wurde nach me1iner Überzeugung dem Ungerechtes tun und miıt der Sıcherheit motiıv.ieren.
rundsatz der Gileichheit wıderstreiten Das ıst meıne Haltung ZUT Rechtssicherheit. bın überzeugt,Es lıegt IMIr autf der seele, Ihnen diese wesentliche Erwägung da Sicherheit Aur das echt g 1bt, ber nıcht umgekehrt, dafß
nahezubringen, da{fß 6S einen rechtsstaatliıchen Grundsatz INa  — das Recht hintanstellen könnte ırgendwelchergeht ım Grundgesetz in Artıkel 1053 AÄbdsatz da der Sıcherheitswunsche der Sicherheitsvorstellungen. der Art
(resetzgeber verhindern soll, (resetze unfer dem Eindruck V Ol der Konvention ZU Schutze der Menschenrechte und (srund-
bereits abgeschlossenen Vorgängen erlassen der A  an- freiheiten sagt 1n SeINem zweıten Absatz ausdrücklich:
dern, IsSo ((esetze auf vorliegende 1 atbestände „ZUZzUsSchnel- „Durch dıesen Artikel darf A1€e Verurteijlung der Bestrafungden [Das ıst qdı€e eigentliche Ratio des rechtsstaatliıchen Grund- eINET Person nıcht ausgeschlossen werden., dıe sıch eıner Hand-
sa{zes, dafß rüuückwirkende Strafgesetze nıcht möglıch sind: das Jung der Unterlassung schuldig gemacht hat, welche ım Zeit-
tuhrt Cdazu, dafß dıe Änderung des Grundgesetzes die- punkt iıhrer Begehung nach den allgemeinen 11 den zıvyılı-
SE Verbotes nıcht möglıch ıst sıerten Völkern anerkannten Kechtsgrundsatzen stratbar war.
ISO meıne Meinung: Die Rechtslage ıst eindeutig, die Be- Das ist dıe allgemeıne Überzeugung der gesitteten Welt, un:
stıiımmungen lıegen fest. Die Verjährungsfrist tür die Straf- In diesem Kahmen der gemeinsamen Überzeugung der gesit-verfolgung begınnt hier Mai 1945 Wır haben keine efien Welt halten WIT Uuns, wenn WIT der Form nach nıcht
Möglichkeit, legıtım diese Rechtsfolge andern. der Sache nach BCN, dafß für die Verfolgung der Mord-
Es ıst die Frage aufgeworlen worden, inwıieweıit das UVoölker- verbrechen au der eıt seıt 1933 eine langere Leitgrenze gılt,recht $ır UNSEeEIC Entscheidung Von Bedeutung ist* Es gıbt un: ZWAaT nıcht als Ausnahmexyesetz, als Malsnahmegesetz, als
keine Regelung, g1ıbt eın Abkommen, dafß natıonalsozıa- Verfassungsdurchbrechung, sondern für immer, weiıl WIT all-
lıstısche Verbrechen VO der Verjährung ausgeschlossen WEeEeTI- geme1n erkannt haben, dafß die Jahre {Uur Mord überhaupt

un für Völkermord erst recht uUurz sind
Vgl 100 Iso WIT weichen hier Vo keinem rechtsstaatliıchen Prinzip
Die UNO-Menschenrechtskommission behandelte einen polnıschen Antrag, ab, sondern WIr befinden uns 1n Einklang mıt einer Konven-
A ıe Verjäihrung VYO Kriegsverbrechen nach Völkerrecht aufzuheben. Der t10n, dıe dıe Überzeugungen der gesitteten, rechtlich denken-
Antrag wurde VO kommunistischer Seıite WNtETSEUTZE. Die Sowjetunion
tellte den Antrag, Anl alle Kriegsverbrecher dıe Behörden jener S5tLeaa-

den Welt ZU. Ausdruck bringt WIT mMUssen dıe Dıinge doch
uch einmal ın der Perspektive lassen. Eıs wırd hier dıs-

(1 „uszuliefern sınd, Mal denen 61e hre Taten begangen en Dieser An-
LTdS kam nıcht durch. Der russische Delegierte erklärte, dafß noch 160 Q00 kutiert, daß C5, wenn Ila hört, den Anschein macht, als
Kriegsverbrecher in verschiedenen Teılen der elt en. Der amer:ıka- ob denen, dıe Nn ihrer Betejligung Völkermord un
nısche Vertreter WI1ES darauf hın, dafß Rufsland die Vertolgung Von Kriegs- . Massenmord jetzt überführt werden, nachträglich irgend-
verbrechern behindere, weil Akten nıcht herausgegeben würden. rst venn C1nNn S ALIZ besonders schweres UÜbhel zugefügt werden solle W aus
ein früherer Nazı ın Westdeutschland eine offızielle Stellung rhalte, T- ıst denn die Wirklichkeit? Die Leute hatten nach damals
den die betreftenden Akten publızıert, aber nıcht CBECH der Bestrafung, geltendem echt hren Kopf verwirkt. Das ist cdıe Wahrheit.
vondern ZUT Erzielung e1INES Propagandaeffektes.
er iranzösıische Delegierte, Prof. Rene C assın, unterstutzte dıe polnıschen

[ieser Kopf wurde ıhnen VO Bonner Grundgesetz geschenkt.
Das Grundgesetz, das ihnen den Kopt geschenkt hat, annn

Vorschläge nachdrücklich Eıner Arbeitsgruppe gelang CS, sıch aut einen
«inheitlichen Text Z einıgen, Deutschland WwWar der Konterenz durch doch auch noch N, hne dAafls WIT rechtsstaatliche
inoffzıelle Beobachter vertreicn, A1e der Debatte nıcht teiılnahmen. \DITG oder menschenrechtliche Grundsaätze verstoßen: Wır brauchen
gyemeiInsame ResoOlut:on lautet nunmehr: e{[WAS Janger eıt dazu., das hier noch estrafrechtlich FA VC1-

„ Lief rtüllt von der S5Sorge, dafß kein AI} den Kriegsverbrechen oder den folgen. Denn andernfalls kame doch au[ die herühmte
Verbrechen ALe Menschheit der Naziperiode Schuldiger der Justiz Goebbelsche J1ür. die hınter siıch zuknallen wollte, Aalß (

eutgehen kann, W O auch ımmer Cr sıch befindet und welchem Zeitpunkt Aurch dıie Weltgeschichte hnallen sollte, und dann könnten
CI zuch ntdeckt wird, hat Ad1Le ın Gent tagende UNO-Menschenrechts- loch In Zukuntt diese L ater denken: je mehr Morde WIT
Ommpm1ssion einstimmıg eINe Resolutzion AaNSCHOMMEN, die eine weltere machen und Je größer das C'haos ist, das WIT anrıchten, s5()
Vertolgung der Nazımörder auf unbestimmte eır ZUr Pflıcht er Srcaaten wenıger eit werden dıe anderen nachher inden. das ah-
machen oll Dıe UNO oll dıe Aıtte! und Wege studieren, das YIN-
Z1D der Unverjährbarkeit der Verbrechen die Menschheit 1 das zuurteijlen.“ Das annn doch eın Gesichtspunkt seın

WIT eine Verfassungsneuschöpfung machen., ıst auch eine polı-internatiıonale Recht aufzunehmen.“
FS ist daran gedacht, dıesen eschlufß 415 Anhang ın Aıje Konvention vo tısche Frage un: ıst auch e1ınNneE Frage WIT auch., ıch Sa5ıc
1945 ber Völkermord aufzunehmen und e1IN Übereinkommen er den das ın aller Offenheit, 1ne Weltmeinung legitım beachten
Ausbau der internat:ionalen Zusammenarbeit zur Ausfindigmachung YOonNn können, wenn WITr S1E für richtig halten. Das ıst nach menner
Kriegsverbrechern abzuschließen (In Israclitisches Wochenblartt 65/16];
Zürıich, 1965, 17.)} 847
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gelebt haben? Ich will einmal von denen absehen, bei denen 
schauerlicher Sadismus in jener Zeit lebendig geworden ist. 
Es ist so billig, zu sagen, das seien menschliche Bestien. Ich 
muß empfehlen, die Hannah Arendt nachzulesen, die den 
Eichmann-Prozeß auf das genaueste verfolgt hat, die 3600 
Protokollseiten nachgelesen und uns gesagt hat, hier und da 
habe sie — es ist makaber — hell aufladien müssen über die 
Dummheit, über die Einfalt dieses Menschen; Eichmann sei 
ein Hanswurst gewesen 1 ... Wie kompliziert die psycholo-
gischen Verhältnisse lagen, weiß nur, wer damals erlebt hat, 
wie klein der Schritt war vom Weg des Rechtes zur Bahn des 
Unrechtes, wie rasch einer in die Verstrickung dieses ver-
brecherischen Staates gekommen ist, wie Menschen, die leben 
wollten, die mit den Ihren leben wollten, dann auf die ab-
schüssige Bahn schwerster Schuld gekommen sind. Bei allzu 
vielen waren unsere sittlichen, unsere religiösen, unsere recht-
lichen Vorstellungen zurückgedrängt, verdrängt ... 

Die häufigste Urteilsschelte beruht doch auf dem Unvermögen, 
hinter der unermeßlichen Schuld des verbrecherischen Regimes 
das Maß der Schuld des einzelnen Täters, der ohne jenes nie 
so schuldig geworden wäre, gerecht zu bemessen ... Jetzt 
allein für die Mordfälle eine Änderung des Strafgesetzbuches 
schaffen zu wollen, würde nach meiner Überzeugung dem 
Grundsatz der Gleidtheit widerstreiten 
Es liegt mir auf der Seele, Ihnen diese wesentlidie Erwägung 
nahezubringen, daß es um einen rechtsstaatlichen Grundsatz 
geht — im Grundgesetz in Artikel 103 Absatz 2: daß der 
Gesetzgeber verhindern soll, Gesetze unter dem Eindruck von 
bereits abgeschlossenen Vorgängen zu erlassen oder zu än-
dern, also Gesetze auf vorliegende Tatbestände „zuzuschnei-
den". Das ist die eigentliche Ratio des rechtsstaatlichen Grund-
satzes, daß rückwirkende Strafgesetze nicht möglich sind; das 
führt dazu, daß die Änderung des Grundgesetzes wegen die-
ses Verbotes nicht möglich ist ... 
Also meine Meinung: Die Rechtslage ist eindeutig, die Be-
stimmungen liegen fest. Die Verjährungsfrist für die Straf-
verfolgung beginnt hier am 8. Mai 1945 ... Wir haben keine 
Möglichkeit, legitim diese Rechtsfolge zu ändern. 
Es ist die Frage aufgeworfen worden, inwieweit das Völker-
recht für unsere Entscheidung von Bedeutung ist2. Es gibt 
keine Regelung, es gibt kein Abkommen, daß nationalsozia-
listische Verbrechen von der Verjährung ausgeschlossen wer- 

1 Vgl. FR XV, S. 100 ff. 

2 Die UNO-Menschenrechtskommission behandelte einen polnischen Antrag, 

die Verjährung von Kriegsverbredien nach Völkerrecht aufzuheben. Der 

Antrag wurde von kommunistischer Seite unterstützt. Die Sowjetunion 

stellte den Antrag, daß alle Kriegsverbrecher an die Behörden jener Staa-

ten auszuliefern sind, :n denen sie ihre Taten begangen haben. Dieser An-

trag kam nidit durch. Der russische Delegierte erklärte, daß noch 160 000 

Kriegsverbredier in verschiedenen Teilen der Welt leben. Der amerika-

nische Vertreter wies darauf hin, daß Rußland die Verfolgung von Kriegs-

\ erbrechern behindere, weil Akten nicht herausgegeben würden. Erst wenn 

ein früherer Nazi in '37estdeutschland eine offizielle Stellung erhalte, wür-

den die betreffenden Akten publiziert, aber nidit wegen der Bestrafung, 

sondern zur Erzielung eines Propagandaeffektes. 

Der französische Delegierte, Prof. Rene Cassin, unterstützte die polnischen 

Vorschläge nadidrücklich. Einer Arbeitsgruppe gelang es, sich auf einen 

einheitlichen Text zu einigen. Deutschland war an der Konferenz durch 

inoffizielle Beobachter vertreten, die an der Debatte nidit teilnahmen. Die 

gemeinsame Resolution lautet nunmehr: 

„Tief erfüllt von der Sorge, daß kein an den Kriegsverbrechen oder den 

Verbredien gegen die Menschheit der Naziperiode Sdiuldiger der Justiz 

eutgehen kann, wo auch immer er sich befindet und zu weldietn Zeitpunkt 

er auch entded“ wird, hat die in Genf tagende UNO-Mensdienrechts-

kommission einstimmig eine Resolution angenommen, die eine weitere 

Verfolgung der Nazimörder auf unbestimmte Zeit zur Pflicht aller Staaten 

machen soll. Die UNO soll die Mittel und Wege studieren, um das Prin-

zip der Unverjährbarkeit der Verbredien gegen die Menschheit in das 

internationale Recht aufzunehmen." 

Es ist daran gedadit, diesen Besdiluß als Anhang in die Konvention von 

1948 über Völkermord aufzunehmen und ein übereinkommen über den 

Ausbau der internationalen Zusammenarbeit zur Ausfindigmachung von 

Kriegsverbrediern abzusdiließen. (In: Israelitisches Wochenblatt [65/16], 

Zürich, 16. 4. 1965, S. 17.) 

den können ... — man hat heute und hier gesagt, bei dieser 
unserer Entscheidung offenbare sich die Gesinnungsgrundlage 
unseres Staates, unserer Menschen, auch dieses Hauses. Müs-
sen wir wirklich beweisen, daß wir das Unrecht einer ver-
brecherischen Zeit verurteilen? Was können wir beweisen? — 
Bloß unseren Willen zum Recht, zum Recht, das feststeht. das 
alle, das auch uns bindet. Ich meine, das ist viel. 

c Aus der Rede von Dr. Arndt (Berlin) (SPD) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! ... Ich bitte Sie. 
den Vorschlag meiner Fraktion, es als Grundgesetzänderung 
zu machen, auch als das Angebot zu sehen, daß wir hier glau-
ben, alle, die im Deutschen Bundestag Verantwortung tragen, 
müssen zusammenstehen. Das ist nicht nur eine Sache der 
Form, das ist auch eine Sache der Einigkeit der Nation ... 
... Niemals habe ich mich überhaupt auf das Prinzip der 
Rechtssicherheit berufen. Denn bei dem Prinzip der Rechts-
sicherheit habe ich eine vielleicht sehr einseitige Meinung. Ich 
habe einmal in einem Vortrag vor der Richterschaft in Braun-
schweig gesagt: Wenn in Ihren Beratungen das Wort „Rechts-
sicherheit" fällt, dann setzen Sie die Alarmklingeln des Ge-
richts in Gang; denn dann sind Sie immer in Gefahr, etwas 
Ungerechtes zu tun und es mit der Sicherheit zu motivieren. 
Das ist meine Haltung zur Rechtssicherheit. Ich bin überzeugt, 
daß Sicherheit nur das Recht gibt, aber nicht umgekehrt, daß 
man das Recht hintanstellen könnte wegen irgendwelcher 
Sicherheitswünsche oder Sicherheitsvorstellungen ... der Art. 7 
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten sagt in seinem zweiten Absatz ausdrüddich: 
„Durch diesen Artikel darf die Verurteilung oder Bestrafung 
einer Person nicht ausgeschlossen werden, die sich einer Hand-
lung oder Unterlassung schuldig gemacht hat, welche im Zeit-
punkt ihrer Begehung nach den allgemeinen von den zivili-
sierten Völkern anerkannten Rechtsgrundsätzen strafbar war." 
Das ist die allgemeine Überzeugung der gesitteten Welt, und 
in diesem Rahmen der gemeinsamen Überzeugung der gesit-
teten Welt halten wir uns, wenn wir der Form nach — nicht 
der Sache nach — sagen, daß für die Verfolgung der Mord-
verbrechen aus der Zeit seit 1933 eine längere Zeitgrenze gilt, 
und zwar nidit als Ausnahmegesetz, als Maßnahmegesetz, als 
Verfassungsdurchbrechung, sondern für immer, weil wir all-
gemein erkannt haben, daß die 20 Jahre für Mord überhaupt 
und für Völkermord erst recht zu kurz sind. 
Also wir weichen hier von keinem rechtsstaatlichen Prinzip 
ab, sondern wir befinden uns in Einklang mit einer Konven-
tion, die die Überzeugungen der gesitteten, redülich denken-
den Welt zum Ausdruck bringt ... wir müssen die Dinge doch 
auch einmal in der Perspektive lassen. Es wird hier so dis-
kutiert, daß es, wenn man es hört, den Anschein macht, als 
ob denen, die wegen ihrer Beteiligung am Völkermord und 
am Massenmord jetzt überführt werden, nachträglich irgend-
ein ganz besonders schweres Übel zugefügt werden solle. Was 
ist denn die Wirklichkeit? Die Leute hatten nach damals 
geltendem Recht ihren Kopf verwirkt. Das ist die Wahrheit. 
Dieser Kopf wurde ihnen vom Bonner Grundgesetz geschenkt. 
Das Grundgesetz, das ihnen den Kopf geschenkt hat, kann 
doch auch noch sagen, ohne daß wir gegen rechtsstaatliche 
oder menschenrechtliche Grundsätze verstoßen: Wir brauchen 
etwas länger Zeit dazu, das hier noch strafredillich zu ver-
folgen. Denn andernfalls käme man doch auf die berühmte 
Goebbelsche Tür, die er hinter sich zuknallen wollte, daß es 
durch die Weltgeschichte hallen sollte, und dann kiinnten 
doch in Zukunft diese Täter denken: „ Je mehr Morde wir 
machen und je größer das Chaos ist, das wir anrichten, um so 
weniger Zeit werden die anderen nachher finden, das ab-
zuurteilen." Das kann doch kein Gesichtspunkt sein ... Ob 
wir eine Verfassungsneuschöpfung machen, ist auch eine poli-
tische Frage und ist audi eine Frage — wo wir auch, ich sage 
das in aller Offenheit, eine Weltmeinung legitim beachten 
können, wenn wir sie für richtig halten. Das ist nach meiner 

a. a. 0. S. 8547 ff. 
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Auffassung der vall glaube, WIr haben nıcht Anlailßs, Schulc nıcht NUur als kriminelle Schuld gıbt. Es gıbt zuch DC-
ur W1E das manche fun, ungeheuer in die Brust WE - schichtlıche und moralısche Schuld Deshalb komme ıch Jetzt
ten, Als on uns nıemand ın der Welt draußen etwas B} meiınem Fanz persönlıchen Bekenntnis, das ıch Ihnen Sa5Cc
könnte hoffe, dafi ja auch draußen ın der Welt ın der WE mıch mit ın der Schuld ann nıcht SCH, da:
Kritik, die weiıt lber das 1e]1 hinausschieflst un manchmal]l ıch getan hatte weiß nıcht, wWer das VOoO  - sıch 5
hart ist, doch eın ZEW15SSES Verlangen nach Solidarität mıt uNs ıll ber das verpflichtet UuNs, das ist eın rbe Um das
miıtschwingt. Ich moöchte d 1l dieser Stelle meiner Dankbarkeit rbe mussen WILr allerdings wıIissen.
dafur Ausdrtuck geben. dafß die Sprache des Minısterpräsiden- Den Jungen Leuten so11[ gyesagt Se1N: EKın olk ebt doch nıcht
fen Eshkol VO  ] srae{i un überhaupt dje Sprache A UuUSs Israel punktuell, lebt doch als Geschlechterfolge, und 111d]  - kann
Uun: d:e Sprache polnischer Autoren dıe gemäßigtste ın der doch nıchtn Ich WurLr och nıcht geboren, dieses rbe geht
SdNZCH Welt ist AdUSs einem sehr einfachen Grunde; weıl das miıch Sar nıchts
dAıe beiden Völker Sind, dıe N meiısten gelıtten haben Wer Was haben Wr tun ” Wır haben nıcht L11UFTL daran denken,
A melsten velıtten nat, der zeigt 1n der Kege] uch das daiß der Gerechtigkeit SCNH, auf die WIr 155 beruten, d 1€
melste Verständnis. während dıe, dıe nıcht gelıtten haben., sıch überführten Mörder abgeurteilt werden sollen, sondern WIr
o dem erständnis verschließen SO riıchtig Ssonst der (re- haben auch den Opfern Recht zutei] werden lassen schon
danke ıst, W \AS hat eın Beschuldigter heute noch miıt der Lat alleın durch den riıchterlichen Ausspruch, dafß das hıer eın
Z tun” mussen Wr doch hier in der Perspektive bleiben. FKın Mord WAäarT. Schon dieser Ausspruch ıst eın Tropfen, eın W1nN-
Mann, der VoT den Augen der Muitter eınen Saugling den zıger Iropfen Gerechtigkeit, der doch erwarten ıst ZUuU
Füßen nımmt un miıt dem Kopf nachsten FKisenpfahl Z61- hre aller derer, die In unbekannten Massengräbern draußen
schmettert eın Mann, der 000, 3() 000 Menschen üsılıe- 1n der Weit legen, Nicht dafß WIT jungstes Grerıiucht spielen
LE  m adßt der das mıtmacht eın Mann, der dabei mitwirkt wollen; das steht unNns nıcht Nicht dais 65 hiıer eıne ıusti:t1ia

da ann 1114  m nıcht Was hat der Mann heute noch triıumphans gabe! Ks geht darum, ıine cehr schwere und 1im
mıt SCINET Yat tun” Diese Taten sınd allerdings keine Augenbliıck leider noch Sanz unpopulare ast und Bürde auf
Kriegsverbrechen Das hat hıermit doch Sar nıchts tun. u115 nehmen. Ks geht darum, daß WIr dem Gebirge
Wır haben ja keinen Krieg Judısche Yrauen, Schwan- Schuld un! Unheil, das hınter WUNs lıegt, nıcht den Rücken

Kinder, dauglınge, (sreise un Männer geführt. Das hat kehren, sondern da{ß WIr 739 als Aas zusammenfinden, Wads wır
m1 t Krieg Sar nıchts A fun. das Wal e1ine eiskalt unter Ekın- SE1IN sollen: kleine demütige Kärrner, arrner der Gerechtig-
Saiz der SdNZCH Staatsmaschinerie geplante, überlegte Mord- keit, nıcht menr.
aktion. Mit Kriegsverbrechen hat das Sar nıchts tun, dar-
über so!lte sıch doch das Haus em12 seın

15/7 Z.um Entschädigungs-.,Schlußgesetz“Die Verjährungsvorschriften bedeuten keinen Pakt des
Staates miıt dem Verbrecher. Sie bedeuten eiInNne weise Selbst- Äns der Debatte ım Bundestag über dıe Änderung des Bun-

desentschädigungsgesclizesbeschränkung des Staates, der sıch dıe Zurückhaltung einer
Zeitgrenze auferlegt. Der cd1€ Zeitgrenze, cie hıer ın Be-
tracht kommt, ıst dabeı keineswegs unmenschlich der Wır bringen AazZu den 1n Tel ÄAviver „Mitteilungsblatt“ der „Oley Merkas

kuropa” V1 11 1965 erschienenen Auszug (leicht ergänzt):rechtsstaatlich Vielleicht führt diese uns alle aufregende
und auftwühlende Debatte auch dazu, daß jene Kreignisse, mıt In der Debatte ber cdie Änderung des Bundesentschädigungs-

YEsELZES, dıe Maiji 1965 1m Deutschen Bundestag t-denen WIT u11 jetzt abqualen mussen, mehr noch ın die Mitte
UNSCIr«ECS öffentlıchen und UnNnsSsCres persönlıchen Lebens gerückt tand und mıt der Annahme des (resetzes endete, begrundete
werden. Ks ıst hier etwas leichthin gesagt worden. das alles der Bundesminıster der Finanzen Dr Dahlgrün, den vorlie-
kehre doch nıcht wıieder. Nıemand ann ın der Geschichte fur genden Entwurf. Kr schlo{fß seiINE ede miıt folgenden Bemer-
irgendein olk die Hand ıns Feuer Jegen, dafß Massaker nıcht kungen:
wicder vorkommen „Zwanzıg Jahre sınd seıt dem Zusammenbruch des National-
Ich mu j1er etwas ZUT Sprache bringen, w as mır peinlıch Lst, sSOz1alısmus VErSaNSCNH., Das deutsche olk hat in einem be-
ber ıch halte fur meıne Pflicht Wır koöonnen schon AUS dem wundernswerten Aufstieg d US Not un tiefstem Elend, zAUS

(Gsrunde leiıder (sottes nıcht SCN, dAas alles wiederhole siıch Hafßı un Verachtung heute wıeder einen geachteten Platz iln
nıcht, weıl hier beli uns 1n Deutschland Zeitungsblattchen Ka der Völkerfamilie. Vergessen WIT nıemals, dafß dafür das
scheinen WI1]€E z B dje „Nationalzeitung“, bel der Au jeder Erkennen unsSserer Schuld un cdre Bereitschaft, diese nach

Menschenkräften wiedergutzumachen, entscheidend 71. KsZeile der gıftıgste Antısemiut1i1smus schwitzt. Wenn cdieses Blatt
erscheint und dLe unverschämft ireche Überschrift „Erpreßt ın sind talsche Propheten un! Verführer schliımmster Sorte,
alte Ewigkeit” hat, womıt Iso das Verhältnis V  - Israe] d1e Adem olk einreden wollen, die Anerkennung einer VOI-
unNns gemeılnt ist, WEeNnn seinen Artıkel ber den „Juden Ludc- handenen Schuld und die Bereitschaft ZUTF Wiedergutmachung
wıg Kosenberg” w ıe schreibt bringt, dann ıst das SCI wuürdelos, schadıge das deutsche Ansehen un gehen

dle Sprache, dıe WIr Alteren Aa US cder Weilmarer eıt die hre mar geschehen sein, WAas ıll Außerdem
kennen was ın der „Nationalzeitung” steht, das ıst dıie sollten WIr über Mark un Pfennig, wichtig S1ie selbstver-

standlıch sınd, nıemals VEILSCSSCH, dalß WIr heute hier Nu  —4Sprache der potentiellen Mörder VOo  m MOrSen
Kınıg sind WIr uns darüber, dafß keine Kollektiuschuld den finanzıellen Schlußpunkt seizen Ihe notwendige Wie-

&1ibt Schuld gıbt NUur persönlıch. Es xibt darum keine dergutmachung des Herzens 167 [ängst nıcht heendet“ Her-
Kollektivschuld des deutschen Volkes... Weshalb ıch cdiese vorgehoben durch Ked FÄ|
Distinktion nıcht miıtmache. hat folgenden Grund weil In der Debatte sprach tur dıe Sozialdemokratische Partei

Deutschlands der Abgeordnete Martin Hirsch, der als Vor-
sıtzender des Wiedergutmachungsausschusses maißgeblichach de Rede V OIl Dr Arndt erklärte der Bundesragspräsident Dr (Jer

stenmaler: Fierr Kollege m  t, ich möchte Ihne: den ank des Hauses Zustandekommen des (Fesetzes beteiligt WAdrLr. Kıinleitend
datür aussprechen, dl Sie den Mut gehabdt aben, eıne Untar ın diesem meıinte der Abgeordnete:
Haus präzis Deiım amıcn mennn un«d CLWAS, w 25 uUuns iM diesem Ab- „Der Herr Bundespräsident hat in SEeINET ede 1n Bergen-
schnıtt der deutschen Entwicklung ZUTC Unehre gereicht, in diesen Haus Belsen D3 Aprıl gesagt, nNnur dann könne A US der
anzugreilfen, wı1ıe cıch das tür einen treiheitslıebenden und rechtschaftenen Vergangenheit ıne bessere Zukunft hervorwachsen, WCNN
Abgeordneten gehört. Das ezieht sıch aut cdie Bemerkung des Herrn
Abgeordneten Dr Arndt er e1ne eutsche Zeitung, die hıer M1T Namen 1 Die 1965 stattgefundene Plenarsitzung des Bundesrats hat der
BEeENANNT orden SL. S Naoavelle ZU BEG zugestimmt. Die Bildung des Fonds vonrn 1, Mrd
( emafß der ‚Frankfurter Allzgemeinen Zeitung‘ VO' 1965 hat Aje für die Befriedigung der Forderungen aller NS-Opfer, die erst nach 1955
Sraatsanwaltschaft 111 München „mehrere Ermittlungsverfahren“ 7871 Ländern hinter dem EiSernen Vorhang nıch Israel Oder 1n den Westen
dıe rechtsextreme Deutsche-National-Zeitung und Soldaten-Zeıitung eın- gewandert und hre Ansprüche ETSI dann anzumelden vermochten,
peleitet, gilt als sicherwestellt.

Auffassung so der Fall. Ich glaube, wir haben nicht Anlaß, 
uns, wie das manche tun, so ungeheuer in die Brust zu wer-
fen, als ob uns niemand in der Welt draußen etwas sagen 
könnte. Ich hoffe, daß ja auch draußen in der Welt in der 
Kritik, die weit über das Ziel hinausschießt und manchmal 
hart ist, doch ein gewisses Verlangen nadi Solidarität mit uns 
mitschwingt. Ich möchte an dieser Stelle meiner Dankbarkeit 
dafür Ausdruck geben. daß die Sprache des Ministerpräsiden-
ten Eshkol von Israel und überhaupt die Sprache aus Israel 
und die Sprache polnischer Autoren die gemäßigtste in der 
ganzen Welt ist: aus einem sehr einfachen Grunde; weil das 
die beiden Völker sind, die am meisten gelitten haben. Wer 
am meisten gelitten hat, der zeigt in der Regel auch das 
meiste Verständnis, während die, die nicht gelitten haben, sich 
oft dem Verständnis verschließen ... So richtig sonst der Ge-
danke ist, was hat ein Beschuldigter heute noch mit der Tat 
zu tun? müssen wir doch hier in der Perspektive bleiben. Ein 
Mann, der vor den Augen der Mutter einen Säugling an den 
Füßen nimmt und mit dem Kopf am nächsten Eisenpfahl zer-
schmettert — ein Mann, der 20 000, 30 000 Mensdien füsilie-
ren läßt oder das mitmacht — ein Mann, der dabei mitwirkt 
... da kann man nicht sagen: Was hat der Mann heute noch 
mit seiner Tat zu tun? Diese Taten sind allerdings keine 
Kriegsverbrechen ... Das hat hiermit doch gar nichts zu tun. 
Wir haben ja keinen Krieg gegen jüdische Frauen, Schwan-
gere, Kinder, Säuglinge, Greise und Männer geführt. Das hat 
mit Krieg gar nichts zu tun, das war eine eiskalt unter Ein-
satz der ganzen Staatsmaschinerie geplante, überlegte Mord-
aktion. Mit Kriegsverbrechen hat das gar nichts zu tun, dar-
über sollte sich doch das Haus einig sein . 
. .. Die Verjährungsvorschriften bedeuten keinen Pakt des 
Staates mit dem Verbredier. Sie bedeuten eine weise Selbst-
beschränkung des Staates, der sich die Zurückhaltung einer 
Zeitgrenze auferlegt. Aber die Zeitgrenze, die hier in Be-
tracht kommt, ist dabei keineswegs unmenschlich oder un-
rechtsstaatlich ... Vielleicht führt diese uns alle so aufregende 
und aufwühlende Debatte audi dazu, daß jene Ereignisse, mit 
denen wir uns jetzt abquälen müssen, mehr noch in die Mitte 
unseres öffentlichen und unseres persönlichen Lebens gerückt 
werden. Es ist hier so etwas leidithin gesagt worden, das alles 
kehre doch nicht wieder. Niemand kann in der Geschichte für 
irgendein Volk die Hand ins Feuer legen, daß Massaker nicht 
wieder vorkommen ... 
Ich muß hier etwas zur Sprache bringen, was mir peinlich ist, 
aber ich halte es für meine Pflicht. Wir können schon aus dem 
Grunde leider Gottes nicht sagen, das alles wiederhole sich 
nicht, weil hier bei uns in Deutschland Zeitungsblättchen er-
scheinen wie z. B. die „Nationalzeitung", bei der aus jeder 
Zeile der giftigste Antisemitismus schwitzt. Wenn dieses Blatt 
erscheint und die unverschämt freche Überschrift „Erpreßt in 
alle Ewigkeit" hat, womit also das Verhältnis von Israel zu 
uns gemeint ist, wenn es seinen Artikel über den „ Juden Lud-
wig Rosenberg" — wie es schreibt — bringt, dann ist das 
genau die Sprache, die wir Älteren aus der Weimarer Zeit 
kennen ... was in der „Nationalzeitung" steht, das ist die 
Sprache der potentiellen Mörder von morgen'. 
... Einig sind wir uns darüber, daß es keine Kollektivschuld 
gibt ... Schuld gibt es nur persönlich. Es gibt darum keine 
Kollektivschuld des deutschen Volkes ... Weshalb ich diese 
Distinktion nicht mitmache, hat folgenden Grund: weil es 

1 Nach der Rede von Dr. Arndt erklärte der Bundestagspräsident Dr. Ger-

stenmaier: Herr Kollege Arndt, ich möchte Ihnen den Dank des Hauses 

dafür aussprechen, daß Sie den Mut gehabt haben, eine Untat in dieseni 

Haus präzis beim Namen zu nennen und etwas, was uns in diesem Ab-

schnitt der deutschen Entwiddung zur Unehre gereicht, in diesem Haus so 

anzugreifen, wie sich das für einen freiheitsliebenden und reditschaffenen 

Abgeordneten gehört. — Das bezieht sich auf die Bemerkung des Herrn 

Abgeordneten Dr. Arndt über eine deutsche Zeitung, die hier mit Namen 

genannt worden ist. [s. a. a. 0.] 

Gemäß der ,Frankfurter Allgemeinen Zeitung` vom 23. 3. 1965 hat die 

Staatsanwaltschaft I in München „mehrere Ermittlungsverfahren" gegen 

die rechtsextreme Deutsche-National-Zeitung und Soldaten-Zeitung ein-

geleitet. 

Schuld nicht nur als kriminelle Schuld gibt. Es gibt auch ge-
schiditliche und moralische Schuld ... Deshalb komme ich jetzt 
zu meinem ganz persönlichen Bekenntnis, das ich Ihnen sage: 
Ich weiß mich mit in der Schuld ... Ich kann nicht sagen, daß 
ich genug getan hätte. Ich weiß nicht, wer das von sich sagen 
will. Aber das verpflichtet uns, das ist ein Erbe ... Um das 
Erbe müssen wir allerdings wissen. 
Den jungen Leuten soll gesagt sein: Ein Volk lebt doch nicht 
punktuell, es lebt doch als Geschlechterfolge, und man kann 
dodi nicht sagen: Ich war noch nicht geboren, dieses Erbe geht 
mich gar nichts an. 
Was haben wir zu tun? Wir haben nicht nur daran zu denken, 
daß der Gerechtigkeit wegen, auf die wir uns berufen, die 
überführten Mörder abgeurteilt werden sollen, sondern wir 
haben auch den Opfern Redit zuteil werden zu lassen schon 
allein durch den richterlichen Ausspruch, daß das hier ein 
Mord war. Schon dieser Aussprudi ist ein Tropfen, ein win-
ziger Tropfen Gerechtigkeit, der doch zu erwarten ist zur 
Ehre aller derer, die in unbekannten Massengräbern draußen 
in der Welt liegen. Nicht daß wir Jüngstes Gericht spielen 
wollen; das steht uns nicht zu. Nicht daß es hier eine iustitia 
triumphans gäbe! Es geht darum, eine sehr schwere und im 
Augenblick leider noc,h ganz unpopuläre Last und Bürde auf 
uns zu nehmen. Es geht darum, daß wir dem Gebirge an 
Schuld und Unheil, das hinter uns liegt, nicht den Rücken 
kehren, sondern daß wir uns als das zusammenfinden, was wir 
sein sollen: kleine demütige Kärrner, Kärrner der Gerechtig-
keit, nicht mehr. 

15/7 Zum Entschädigungs-„Schlußgesetz" 

Aus der Debatte im Bundestag über die Änderung des Bun-
desentschädigungsgesetzes' 

Wir bringen dazu den im Tel Aviver „Mitteilungsblatt" der „Olej Merkas 
Europa" (XXXIII/24) vom 11. 6. 1965 erschienenen Auszug (leicht ergänzt): 

In der Debatte über die Änderung des Bundesentschädigungs-
gesetzes, die am 26. Mai 1965 im Deutschen Bundestag statt-
fand und mit der Annahme des Gesetzes endete, begründete 
der Bundesminister der Finanzen Dr. Dahlgrün, den vorlie-
genden Entwurf. Er schloß seine Rede mit folgenden Bemer-
kungen: 
„Zwanzig Jahre sind seit dem Zusammenbruch des National-
sozialismus vergangen. Das deutsche Volk hat in einem be-
wundernswerten Aufstieg aus Not und tiefstem Elend, aus 
Haß und Veraditung heute wieder einen geachteten Platz in 
der Völkerfamilie. Vergessen wir niemals, daß dafür das 
Erkennen unserer Schuld und die Bereitschaft, diese nach 
Menschenkräften wiedergutzumachen, entscheidend waren. Es 
sind falsche Propheten und Verführer schlimmster Sorte, 
die dem Volk einreden wollen, die Anerkennung einer vor-
handenen Schuld und die Bereitschaft zur Wiedergutmachung 
sei würdelos, schädige das deutsche Ansehen und gehen 
gegen die Ehre, mag geschehen sein, was will. Außerdem 
sollten wir über Mark und Pfennig., so widitig sie selbstver-
ständlich sind, niemals vergessen, daß wir heute hier nur 
den finanziellen Schlußpunkt setzen. Die notwendige Wie-
dergutmachung des Herzens ist längst nicht beendet" [Her-
vorgehoben durch Red. FR]. 
In der Debatte sprach u. a. für die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands der Abgeordnete Martin Hirsch, der als Vor-
sitzender des Wiedergutmachungsausschusses maßgeblich am 
Zustandekommen des Gesetzes beteiligt war. Einleitend 
meinte der Abgeordnete: 
„Der Herr Bundespräsident hat in seiner Rede in Bergen- 
Belsen am. 25. April (1965) gesagt, nur dann könne aus der 
Vergangenheit eine bessere Zukunft hervorwachsen, wenn 

1 Die am 9. 7. 1965 stattgefundene Plenarsitzung des Bundesrats hat der 

Novelle zum BEG zugestimmt. Die Bildung des Fonds von 1,2 Mrd. DM 
für die Befriedigung der Forderungen aller NS-Opfer, die erst nach 1953 
aus Ländern hinter dern Eisernen Vorhang nach Israel oder in den Westen 
gewandert waren und ihre Ansprüche erst dann anzumelden vermochten, 

gilt als sichergestellt. 
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